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Friedensratifizierung.
Die Annahme des Friedensvertrages in NRußland.
Berlin, 18. März. Der ruſſiſche Volkskommiſſar für aus-

wärtige Angelegenheiten hat an die auswärtigen Aemter in
Wien und Berſlin folgenden Funkſpruch gerichtet:

Am 16. März 1918 hat der außerordentliche Allrnſſiſche Kon
reß der Sowjets der Arbeiter-, Soldaten, Vanern und KvſalenDeyntierten in der Stadt Moskan den Friedenevertrag,

den Rußland am 2. März d. J. in Breſt-Litowſk mit den Mäch
ten des Vierbundes geſchloſſen hatte, ratifiziert.

Moskau, 16. März. (Reutere.) Der vom Kongreß der Sow-
jets gefaßte Beſchluß über die Ratifizierung des Friedensver
trages mit Deutſchland billigte die Haltung des Rates der Volks
kommiſſare bei Ppergeuenß des ſchmerzlichen, Rußland
durch ein Ultimatum und durch Gewalt aufge-
17 en en Friedens und erklärte es als Pflicht der Ar

iterklaſſe, eine M.il i z zur Verteidigung des Landes
imperialiſtiſche r errichten, für welch
Zwecke alle Perſonen beiderlei Geſchlechts eine mi
täriſche Aus bildung erhalten ſollen.
Der re Botſchafter in Berlin. Petersburg,

16. Mär uter.) Joffe, der frühere Vorſi e derin BreſtLitowſk, wurde zum Botſchafter in
lin ernannt.

Holland gibt nach.
Der Druck der Entente auf Holland hat Erfolg gehabt

Holland braucht Nahrungsmittel, beſonders Getreide. Deutſch
d kann es vicht liefern. die Entente verſpricht es, alſo ent

ſcheidet ſich die holländiſche Regierung für die Entente und ſtellt
ihr die ganze Schiffahrt zur Verfügung.
Haag 18. März.iten Kammer

niederländiſ Schiffe durch die gefährdete Zone fahren zu
laſſen, an deren Annahme dieſe die Lieferung von 100 000
Tonnen Weizen zum t15. April geknüpft haben an zunehmen,
da Deutſchland auf eine dahingehende Frage jetzt erklärt
habe, unmöglich innerhalb zweier Monate 100 000 Tonnen
Weizen liefern zu können. Sie hat jedoch ihre Zuſtimmung von
folgenden Bedingungen abhängig gemacht:

Holland muß auf die tung des niederländiſchen Schiffs
raumes und auf die Verſorgung des Landes nach dem im Lon
doner Abkommen gegebenen Maßſtabe rechnen können, Bunker
kohle muß für die Anfuhr nach den Niederlanden und für die
dazu anzuweiſenden niederländiſchen Schiffe gewährt werden.
Was die Fahrten der niederländiſchen Schiffe durch die ge-
fährdete Zone angeht, ſo müſſen die alliierten Regierungen
dafür ſorgen, daß die Schiffe keine Truppen und kein Kriegs-
material transportieren und nicht bewaffnet werden, daß es
den Beſatzungen freigeſtellt wird, an den Fahrten teilzunehmen
oder nicht, und endlich, daß die eventuell vernichteten Schiffe
ſofort nach dem Kriege durch andere erſetzt werden. Die Re
erung kann und darf nicht weitergehen. Die Kammer be-
loß, in der morgigen Sitzung die Erklärung des Miniſters

zu beſprechen. 4Dieſe Löſung hat in Abgeordnetenkreiſen und in der Preſſe
ſcharfe Kritik ausgelöſt, aber eine andere Entſcheidung wagt
man nicht zu fordern, geſchweige denn gar zu erzwingen. Man
ſireitet noch darüber, ob die holländiſche Regiernng ihren ge
ſamiten Schiffsraum der Entente zur Verfügung ſtellt, oder
nur den in Ententehäfen liegenden. Der Miniſter hat ſich nicht
klar ausgedrückt.
Ob die Entente die holländiſchen „Bedingungen“ zugeſtehen

wird, erſcheint zweifelhaft. Die Londoner Morning Poſt meldet
offiztös: Die Alliierten werden ergänzende Bedingungen, die
Holland ſtellen ſollte, nicht annehmen. Auch Wilſon ſoll
ſich geweigert haben, irgendwelche holländiſchen Bedingungen
zuzugeſtehen.

Andere Meldungen deuten an, daß jetzt noch andere neutrale
Staaten (Schweden) Schiffe werden hergeben müſſen. Die
Londoner Ententekonferenz wird diejenigen Maßnahmen feſt
ſesen, die zur Requirierung weiteren neutralen
Schiffs raumes in Angriff genommen werden müſſen. So
ſagt die Morning Poſt.

Die alldeutſche Preſſe fordert jetzt, daß die deutſche Regierung
ſefort ſtark gegen Holland vorgehen ſolle. Die holländiſche
Nachgiebigkeit gegenüber der Entente ſei eine Verlesung
der Neutralität, aus der die entſprechenden
Konſequenzen“ gezogen werden müßten. Was dieſe Preſſe
darunter verſteht, iſt bekannt. Ein Kampf gegen Holland mag
manchem Anncktioniſten nicht unwillkommen erſcheinen, weil
auch im Weſten „das deutſche Vaterland muß größer ſein“
gelten ſolle.
London, 17. März. Nach Reuters Jnformationen beträgt

die geſamte holländiſche Tonnage in den aglliierten
Häfen ungefähr eine Million Tonnen davon ſind etwa

70. Prozent in den Vereinigten Staaten, 15 Prozent in Groß-
kritannien und 15 Prozent in den Häfen der anderen Alliierten.

Verſchärfung der Seeſperre. Berlin, 17. März. Amilich.Die deutſche Regierung ſieht ſich infolge des Verdaltens der

engliſchen Seeſtreitkräfte in dem von England erklärten Sperr-
gebiet und die deutſche Bucht zu Maßnahmen gezwungen,
die das Befahren dieſes Gebietes für die neutrale iffahrt
äußerſt gefährlich machen. Die nentzal Schiffahrt wird des
halb hiermit eindringlichſt vor dem Befahren des Gebiets ge
warnt unter Hinweis darauf, die Regierung für
Pehelaen keine Gewähr nint, es ſei denn, daß das

fahren in Uebereinſtimmung mit beſonderen Anweiſungen
geſchieht, die in ſedem Eingzelfall von der deutſchen Seekriegs
leitung einzuholen ſind. Es folgen Angaben über die ver

ten Sperrgebiote.)

Deutſcher Reichstag.
142. Sitzung, Montag, 18. März, nachm. 2 Uhr.

Auf der Tagesordnung ſteht zunächſt das Etatsnotgeſetz.
Erklärung der Anabhängigen Soxialdemokratie.

Abg. Ha a J e (Unahh. Soz.) gab für die Fraktion der Un
abhängigen Sozialdemokraten folgende Erklärung ab:

Meine Fraktion kann nicht ein Vertrauensvotum
erteilen der Regiernng des imperiali-
ſt iſſchen Staates, deren Weſen gerade jetzt
ſcharf hervortritt in der Aufrichtung der Mili-
tärdiktatur, in der Bereichernng der groß-
kapitaliſriſchen Unternehmungen, in
dem Gewaltfrieden mit Rußland, in der
NRiederſäbelungder Revolution in der
nkraine und in Finnland, in der bluti-
en Unterdrückung der Volksmaſſen
igas, Kurlands, Livlands und Eſt-

lands zugunſten einer kleinen bevorrechteten
Herrenkaſte.

Wir lehnen getreun unſeren ſozialdemokratiſchen
Grundſätzen den Etat ab. Beifall bei den Nnabh. Soz.

Abg. Scheidemann (Soz.)
Bisher war es Brauch, ſolche Notgeſetze ohne weitere Debatte
att zu bewilligen Wir haben umſo weniger Anlaß, davontetzt gehn da wir gerade in den letzten Tagen mitten in

politiſchen Debatten geſtanden haben. Wir ſehen in der Er
kedigung dieſes Notetats keine Vertrauenskundgebung, ſondern
wir wünſchen, daß nicht etwa jeder einzelne Reichsbeamte nach

de h das Reich verklagt, damit er ſein Gehalt bekommt,2 e tat weiterzwungen n S eder der alli en ßi ühren kann. Darum ſehen wir keine Veranlaſſung, ber dieſer
egenheit eine politiſche Debatte vom Zaune zu brechen

(Bravol b. d. Mehrheit.)
Das Notetatsgeſetz wird dem Hauptausſchuß überwieſen.

Friedensverträge mit Rußland und Finnland.
Reichskanzler Graf Hertling geht zunächſt kurz auf die

Entwidlung der Friedensverhandlungen mit Rußland ein. Am
5. März iſt in Breſt-Litowſk der Friede unterzeichnet worden.
Am 16. März iſt in Moskau von der berufenen Verſammlung
der Friede ratifiziert worden. (Beifall.) Jch habe nicht
die Abſicht, mich mit der Beurteilung auseinanderzuſetzen, die
dieſer Friedensvertrag bei den feindlichen Mächten gefunden
hat. Wo die Henchelei zur zweiten Natur geworden iſt (Sehr
wahr wo die Unwahrhaftigkeit ſich bis zur Brutalität ge-

eigert hat (Lebh. Sehr richtigl) wo man in demſelben
ugenöblick, da man ſich anſchickt, die drückende Hand auf einen

neutralen Staat zu legen, zuſagen wagt, daß die dabei ver-
folgte Politik die der vollen Selbſtändigkeit ſei, da ſcheitert jeder
Verſuch verſtändiger Auseinanderſetzung, ſachlicher Wider
legung. (Sebr wahr!) Und wenn eine Depeſche aus Waſhing-
ton den in Moskau verſammelten Kongreß die Sympathie der
Vereinigten Staaten, wie es dort heißt, „in dem Moment
gloubte ausſprechen zu ſollen, wo die deutſche Macht ſich ein
gedrängt hat, um dem Kampt für die Freiheit um ſeinen Erfolg
zu bringen“ (Zuruf b. d. U. Soz.: Sehr richtig! Finnland!

Gr. Unruhe rechts. Ruf: Sind das Deutſche?! Rufe
b. d. U. Soz.. Ja, Deutſchland! Vizepräſident Paaſche: Jch
erſuche den Abg. Haaſe. ſolche Zwiſchenrufe zu unterlaſſen, die
das Haus aufreizen müſſen l) ſo lege ich das zu allem andern.
Wir wünſchen nichts anderes, als daß dem ſchwergeprüften
Rußland bald geordnete ſtaatliche Verhältniſſe wiedergegeben
ſein möchten. Der Jhnen vorgelegte Vertrag enthält keinerlei
entehrende Bedingungen für Rußland, keine drückenden Kontri
ntionen, keine gewaltſame Aneignung ruſſiſchen Gebietes
(Lachen b. d. U. Soz.) Wenn Randſtaaten aus der ruſſiſchen
Staatsoberhoheit ausſcbeiden, ſo entſpricht das dem eigenen
ron Rußland anerkannten Willen dieſer Staaten. Wir hoffen
und wünſchen, daß dieſe Völker unter dem Schutze des mächtigen
Deutſchen Reiches ſich ſelbſt die Gewalt geben mögen, die
ihrer kulturellen Entwicklung, ihrer Sinnesart und ihren Ver-
kältniſſen entſpricht. Am weiteſten iſt die Entwicklung in Kur
kand vorangeſchritten. Die vor einigen Tagen hier einge-
troffene Deputation des kurländiſchen Landesrats als der an-
erkannten Vertretung Kurlands hat den Auftrag, die Selb-
ſtändigkeit und Unabhängigkeit Kurlands, die Loslöſung von
den bisherigen ſtaatlichen Verhältniſſen zum Ausdruck zu
bringen und den Wunſch kundzugeben, in eine enge wirtſchaft-
liche, militäriſche und politiſche Beziehung zu Deutſchland zu
treten. Jn der Antwort konnte ich mit Freuden die An-
erkennung Kurlands als eines unabhängigen Landes aus-
ſprechen und Kurland hierzu beglückwünſchen. Die end-
gültige Entſcheidung über die zukünftige Geſtaltung des
Verhältniſſes zu Deutſchland mußte ich mir aber vorbe-
talten, bis die Verbältniſſe ſich dort weiter konſolidiert und
ſämtliche zuſtändigen Faktoren geſprochen haben würden. Vom
littaufſchen Landesrat iſt bekanntlich ſchon im vorigen
Jahre gleichfalls eine enge militäriſche, wirtſchaftliche und
politiſche Angliedernng an Deutſchland beſchloſſen worden. Jch
erwarte in den allernächſten Tagen das Erſcheinen einer
litauiſchen Deputation, die uns dieſen Beſchluß zur Kenntnis
bringen wird. worauf die Anerkennung Litanens als einee un
abhängigen Staatsweſens erfolgen kann. Wie ſich dort die
Verhältniſſe weiter entwickeln, muß dann mit Ruhe aboewaorfet
werden. Eſland und Livland befinden ſich befonntſich öſtſich
der im Friedensvertrag vereinbarten Grenze, bleiben aber nachdem Teiedendvertrag ſo lange von dentſcher Polizeimacht beſest,

bis die Sicherung ſelbſtändiger Einrichtungen gewährleiffet und
die ſagtſiche Ordnung hergeſtellt tſt. Dann wird auch für dieſe
Länder der Angenblick gekommen ſein. ſich um ihre politiſche

erung qu bhemhen. Auk dieſen Ländern gegenüber

Die Beſprechung des Machtfriedens.
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wünſchen wir, in ein nachbarliches, h Verhältnis
zu kommen, aber ſo, daß auch ein freundſchaftliches Verhältnis
mit Rußland nicht au leſen iſt. (Bravo!) Polen iſt
bekanntlich durch die Proklamation der beiden Kaiſer vom
November 1916 die Selbſtändigkeit vor aller Welt zurückgegeben.
Daraus folgt. daß auch die Ver ungen über die weitere Aus
geſtaltung des neuen Staatsweſens nur durch gemeinſame Ver
handlungen einerſeits zwiſchen Deutſchland und Oeſterreich-
Luna andererſeits mit Polen zu Ende geführt werden können.
Inzwiſchen ſind Anrequngen ans politiſchen Kreiſen Polens an
tie Regierung und auck an Mitglieder dieſes Hauſes gelangt,
Anregungen für eine Geſtaltung des künftigen Verhältniſſes
zu uns. Wir werden gern prüfen. ob und inwieweit ſich dieſe
Anregungen mit dem Ziele der beiden verbündeten Mächte decken
in dem neugeſchaffenen Polen einen friedlichen freundſchaft
lichen Nachbar für alle Zukunft herzuſtellen.

Wenn Sie, wie ich nicht zweifle, den Verträgen r Ge
nehmigung geben, und wenn dann, wie wir hoffen, bald auch
der Friede mit Rumänien zum Abſchluß gereift ſein wird.
dann wird der Friede auf unſerer ganzen Oſtfront hergeſtellt
ſein. (Bravol) Aber wir dürfen uns keiner Täuſchung hin
geben: der Weltfrieden iſt noch nicht da. Noch zeigt ſich leider
in den Staaten der Entente nicht die geringſte Neigung, von
dem furchtbaren Kriegshandwerk abzuſtehen. Noch immer zeigt
ſich der Wille, den Krieg fortzuſetzen bis zu unſerer Vernich-
tung. Wir werden nicht den Mut verlieren (Bravol), wir ſind
auf alles gefaßt und ſind bereit, noch ſchwerere Opfer zu
bringen. (Bravol) Gott, der uns bisher geholfen, wird uns
auch weiter helfen. Wir vertrauen auf unſere gerechte Sache.
auf unſer unvergleichliches Heer, ſeine herrlichen Führer, ſeine
heldenmütigen Kämpfer, auf unſer tapferes ſtandhaftes Volk.
Die Verantwortung aber für all das Blutvergießen wird
auf die Häupter derer fallen die in frivolſter Verſtocktheit der
Stimme des Friedens nicht Gehör geben. (Stürm. Zuſt. b. d.
Mehrheit. Ziſchen b. d. U. Soz. erneuter lebhafter Beifall.)

Unterſtaatsfekretär im Auswärtigen Amt v. dem Buſſche
wendet ſich gegen die Behanptung der ruſſiſchen Delegation, ſie
habe keine Zeit mehr zur Nachvrüfung des Jnhalts des Ver
trages gehabt. Tatſächlich war ſie mit dem Jnhalt der Ver
träge ſehr genau bekannt.

Abg. Fehrenbach (Zentr.)
Wir begrüßen die Feſtlegung freundſchaftlicher Beziehungen

zu dem ſelbſtändigen Finnland. Für uns handelt es ſich
nur darum, das unglückliche Land von den bolſchewiſtiſchen

Deutſcher Heeresbericht.
Großes Hauptquartier, 19. März 1918. (W. T. B.)

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
Heeresgruppe Kronpring Rupprecht. Sturmtruppen preußi

ſcher, bayriſcher und ſächſiſcher Diviſionen führten in Flandern
erfolgreiche Erkundungen aus und nahmen dabei mehr als 3090
Belgier gefangen. Von der Küſte bis zum LaBaſſée-Kanal
war der Feuerkampf am Abend geſteigert, an der übrigen Front
blieb er in mäßigen Grenzen.

Heeresgruppen Deutſcher Kronprinz und Gallwitz. Bei
Jnvincourt holten brandenburgiſche Stoßtrupps nach hartem
Kampf 20 Gefangene aus den feindlichen Gräben. Das Artil
leriefeuer lebte beiderſeits von Reims und in der Champagne
zeitweilig auf: an der Nordfront von Verdun nahm es an
Stärke zu. Wir ſetzten unſere Erkundungen fort. Sächſiſche
Abteilungen brachten auf dem Oſtufer der Maas 56 Gefangene
ein.

Heeresgruppe Herzog Albrecht. An vielen Stellen der lohrin-
giſchen Front, in den Vogeſen und im Sundgan rege Tätigkeit
der Franzoſen.

Wir ſchoſſen geſtern im Luftkampf und von der Erde aus
23 feindliche Flugzeuge und zwei Feſſelballone ab.

Von den anderen Kriegsſchauplätzen nichts Neues.
Der Erſte Generalquartiermeiſter: Ludendorff.

Die belgiſche Front. Nach einer Meldung aus Le Havre ſollen
die belgiſchen Truppen ihre Front in aller Stille ausgedehnt
haben. Sie umfaßt jetzt 40 Kilometer. Sie reicht von Nieuporit
im Norden bis Marckem im Süden.

Jm engliſchen Unterhauſe wurde eine Petition mit hundert
tauſend Unterſchriften vorgelegt, die Beſorgnis über die Kon-
zentration von deutſchen Truppen an der Weſtfront bekundet
und das Haus erſucht, zwecks Abwendung der Gefahr das
Militärgeſetz unverzüglich auf Jrland auszudehnen.

Nene Schiffsvernichtungen. Berlin, 17. März. Jm mitt-
leren Mittelmeer verſenkten unſere Unterſeeboote ſechs Dampfer
und einen Segler von zuſammen 25 000 Br.R.T. Die Dampfer
wurden teilweiſe bei ſchwerem Wetter aus ſtark geſicherten
Geleitzügen herausgeſchoſſen. Unter den verſenkten z z
befinden ſich die engliſchen Dampfer Maltby (3977 Br. T.
Michaon (6738 Br. -R.-T.) Clan Macpherſon (4779 Br-R.-T
und Avyr (3050 Br.-R.-T.) die Dampfer waren anſcheinend
alle beladen. Der Dampfer Ayr hatte Baumwolladung. Der
Thef des Admiralſtabes der Marine.

Gegenrevolutionäre Umntriebe. Petersburg, 18. März.
(Reuter.) Das Vreobraſchenſky-Garderegiment
wurde wegen Verdachts egenrevolutisnärer Be
ſtrebungen von Roten Truppen entwaffnet und feſtgenom
men

Japan und Stbirieg. Nach Nenvorker Tel men iſt die
Note Wilſons an den Kongreß fertiggeſtellt. Sie erklärt feier-
lichſt, daß die Vereinigten Staaten eine Aktion Japans in
Sibirien nicht zulaſſen.

S

e c



Die roten Gardiſten in Finnland ſind keine Ruſſen,
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Ränberbanden zu ſäubern. Eſtland und Livland
andteile Rußlands; ſollten ſie ſich aber von Rußland ſen

llen. ſo würden ſie unſere Sympathie haben. Kurland
hat ſich für ſelbſtändig erklärt und wünſcht möglichſte Anleh-
nung an Deutſchland und hat ſeine Krone dem deutſ Kaiſer

ten. Das ganze deutſche Volk freut ſich über dieſen Be
s der Sympatbie. Aber Entſchlüſſe von ſo ſchwerwiegender

Bedeutung bedürſen ſorgfältigſter Erwägung. Man muß
fragen, wieweit die nichtdeutſchen Bewohner Kurlands am kur
ländiſchen Landesrat und ſeiner Entſchließung beteiligt ſind.
In dieſer Beziehnng haben die uns gegebenen Erklärungen
vollkommen bernhigt. Ebenſo iſt dadurch die Legende zerſtört
worden, daß die Entſchließung unter militäriſchem
Drucke zuſtande gekommen iſt. Jmmerhin bleibt es wünſchens-
wert, daß die Entſchließung des Landesrats durch eine auf
breitefter Baſis gewählte Volksvertretung ratifiziert werde.
Litauen entbehrt noch der ſtaatlichen Selbſtändigkeit. Das
katholiſche litauiſche Volk muß auch in ſeiner Spitze katholiſch
ſein; das iſt ebenſo ſelbſtverſtändlich, wie das andere, daß die
proteſtantiſchen Kurländer einen proteſtantiſchen Herzog haben
müſſen. Von den Polen erwarten wir das ehrliche Vetennt-
nis zur Anſchauung von der Jntegrität des Reiches. Ander-
ſeits müſſen wir allen Annektionsplänen Polen gegenüber ent-
ſagen und ihnen wirtſchaftlich entgegenkommen. Es iſt eine
Ehrenpflicht Deutſchlands. das Selbſtbeſtimmungsrecht der
Völker aufrichtig durchzuführen. Dadurch werden Beziehungen
zu den weſtlichen Randvölkern geſchaffen, die beſſere Garantien
für unſere Zukunft ſind als Annektionen. Beifall im Zentr.
und links

Abg. David (Soz.)
Wir ſiehen dem Friedensvertrage mit Rußland mit ſehr ge-

miſchten Gefühlen gegenüber. Wir begrüßen, daß wenigſtens
im Oſten auf der ganzen Linie der Kampf eingeſtellt iſt, aber
wir bedauern die rt, wie der Friede von Breſt-Litowſk zuſtande
gebracht worden iſt. Das iſt nicht die Methode einer gegen-
ſeitigen Verſtändigung, ſondern die

eines ausgeſprochenen Gewaltfriedens.
(Sehr wahr! b. d. Soz.) Di- unterlegene Partei hat ihre Ku-
ſlimmung nur mit innerem Jngrim m gegeben, ſie hat aufGnade und Ungnade kapituliert. Auch die Vertreter
unſerer Diplomatie haben in Breſt-Litowſk kapituliert, und
zwar vor den militäriſchen Machthabern. Nicht der Zuſammen-
bruch des Zarenreiches erfüllt uns mit Mißbehagen. Die Ein-
heit Rußlands unverletzt zu erhalten, haben wir nie als eine
Miſſion der Sozialdemokratie betrachtet. Unſere Diplomatie
hätte die Selbſtändigwerdung der Randvölker auf dem Wege
der Verſtändigung erreichen müſſen. Jn den weiteſten
Kreiſen des deutſchen Volkes hat deswegen dieſer Friedensſchluß
nicht die erwartete Begeiſterung ausgelöſt, ſondern ein großes
Mißbehagen. Die Wirkung in Rußland zeigt der Artikel
Gorkis, der den Frieden einen Selbſtmord der VBolſchewiki
nennt. Keine nachſolgende Regierung in Rußland wird dieſen
Frieden ehrlich, d. h. innerlich akzeptieren. Ein ſolcher Friede
trägt nicht die Gewähr der Daver in ſich. Der Krieg iſt be-
endigt, die Feindſchaft iſt geblieben, und die Entente iſt ſchon
am Werk, den im Oſten durchbroche nen Ring wieder zuſammen
zuſchmieden. Einen Teil ſeiner Gefahren kann man dem Frie-
den von Breſt-Litowſk nehmen, wenn man den Randvölkern
nachträglich das Selbſtbeſtimmungsrecht gewährt und die weite-
ſten Kreiſe dieſer Völker bei der Ausgeſtaltung ihrer inneren
Lage mitbeſtimmen läßt. Das wird ein Prüfſtein für die Ehr-
lichkeit der dentſchen Politik ſein. Es iſt eine mächtige Gegen-
partei im Reiche vorhanden, deren Ziele denen der Reichsregie-
rung entgegengeſetzt ſind Dieſe Gegenpartei will Grenzerweite-
rungen im Oſten, die keineswegs Grenzſicherungen darſtellen
ſondern Annektionen ſind. Dieſe Vartei will auch nichts von
einem demokratiſchen Wahlrecht bei den Randvölkern wiſſen.
Sie fürchtet, ein ſolches Wahlrecht könnte auf Preußen ab-
färben. Zu den Organen dieſer Gegenpartei gehören auch
zahlreiche Funktionäre der Militärverwaltung in Oberoſt. Auf
dieſen Gegenſatz muß offen hingewieſen werden. Wir ſind
überzeugt, die politiſche Leitung meint es ernſt mit ihren Wor-
tien, aber beſitzt ſie die Macht, ihren Willen dursSzuſetzen?
Die Vorgänge in Breſt-Litowſk ſprechen dafür, daß die größere
Macht bei der Militärpartei liegt. Ueberall, in Polen,
Litanen und Kurland. wird die Politik der Reichsleitung von
der Volitik der Militärpartei durchkrenzt. Die ganze Leidens-
geſchichte der Polenpolitik ſeit dem Kaiſermanifeſt erklärt ſih
aus dieſem Gegenſatze. Was die Militärpolitiker wollen, iſt
eine nene Teilung Polens; ewige Feindſchaft der Polen uns
gegenüber wäre die Folge. Die Litauer haben die Einbe-
rufung eines Landtages aus allgemeinen, gleichen und direkten
Wahlen verlangt. Die Militärpartei führt, um ihre Ziele zu
erreichen. ſogar eine Stockung in dem Verkehr zwiſchen dern
Reichskanzler und den Litauern herbei. Ein Schreiben des
Präſidenten des litauiſchen Landesrats an den Reichskanzler,
das durch die Militärverwaltuna in Oberoſt gehen
muß, iſt bis heute nicht an den Reichskanzler gelangt. Alſo
es wird

die Briefſperre über den Reichskanzler verhängt

von einer militäriſchen Oberinſtanz, die ſeine
Politik nicht will. (Hört, hört!) Man will Litauen zur vſt-
elbiſchen Kolonie machen, es ſoll verzichten auf eine Demokrati-
ſterung. Weil ſich die Litauer weigern, hat die Militärpartei
bisher die Anerkennung ihrer Selbſtändigkeit verhindert. Das
widerſtreitet den Zuſagen, die in Breſt-Litowſk den Randvölkern
gemacht ſind. (Sehr wahr!) Man drobt den Litauern mit der
Teilung ihres Landes. Das widerſpricht auch der Selbſt
beſtimmung. Was Kurland betrifft, ſo beſtreite ich ent-
ſchieden, daß der dortige Landesrat befugt iſt, im Namen der
Bevölkerung zu ſprechen. Bei dem kurländiſchen Landt igs-
beſchluſſe handelt es ſich lediglich um ein abgemachtes
Geſchölt zwiſchen den preußiſchen Junkern und den baltiſchen

Barvnen,
und der Zuſtimmung eines Teils der deutſch-lettiſchen Bo u
geoifie. Arbeiter, kleine Handwerker und Bauern ſind in
dem lettiſchen Landtag überhituvt nicht vertreten. Weiter ht
es der Reichskanzler abgelehnt, ſich in die innere Politik Finn-
land s einzumiſchen. Aber auch hier klafft ein Widerſpruch
zwiſchen den Taten der militäriſchen Leitung und den Worten
der polttiſchen Leitung. (Sehr wahr! b. d. Soz.) Es iſt eine
große JFrrefüſhrung der öffentlichen Meinung, wenn es in der
Preſſe ſo dargeſtellt wird, als handle es ſich für uns darum,
den Finnen im Kampfe gegen die Ruſſen zu Hilfe zu eilen. Es
iſt bedauerlich, daß
die Zenſur die Mitteilung der richtigen Sachlage verhindert.

ſondern
Finnen. Dieſe finniſche rote Garde iſt die Wehrmacht der
finniſchen roten Regierung. Die Sozialdemokratie ſtüßt ſich
auf den alten ſozialdemokratiſchen Landtag, und die neue Re-
gierung iſt aufgebaut auf dem von der ruſſiſchen Regiernunerzwungenen neuen Landtag. Wenn im Altertum Heere ich

im Kampfe gegenüberſtanden. fingen die Führer an, ſich gegen
ſeitig zu beſchimpfen. Wenn hente ein Waffengang ſtatt
ſinden ſoll, ſo geht dem regelmäßig ein Lügenfeldzug voran.
Wenn man heute von den „Greueltaten der Roten Garde“ in
Finnland erzählen hört, ſo iſt Tatſache, daß die rote Regierung
alles tut, um mit einzelnen marodierenden Vanden aufzu-
räumen, und daß ſie die ruſſiſchen Truppen aus Finnland ent-

fernt.
Jn Berlin kommen täglich 300 Diebſtähle und Raubanfälle vor,

in ganz Deutſchland werden es viele Tauſende ſein.
Was würde man ſagen, wenn eine ausländiſche Macht
daraus das Recht herleitete, in Deutſchland einzumarſchieren.
(Sehr gut!) Hinter der finniſchen roten Regierung ſtehen genau
dieſelben Kräfte wie hinter der ukrainiſchen, die wir jetzt als

den dauernd gewonnen werden.

befreundet bezeichnen c
Maſſen des arbeitenden Volkes erzengt
wegung jeht

mit deutſchen Truppen niedergeſchlagen
werden Noch kann das Schlimmſte verhütet werden. Möge
die de Regierung auch die rote Regierung in innland

e weir den Friedensvertrag gewinnen. Sollte
egierung in Finnland eine Vermittlung ablehnen ſo wü

ſie natürlich keinen Anſpruqh darauf haben, daß de e Trup-
pen ihr zu Hilfe kommen. (Sehr wahr! b. d. Soz.) Die Nach
richt der norwegiſchen Preſſe, daß das Ziel der deutſchen Regie
rung in Finnland eine Monarchie mit einem deutſchen Pringen
an der Spitze iſt, iſt dementiert worden. Aber dieſes Tementi
indet wenig Glanben, und die Abſichten über Kurland ver
ärlen das Gerücht. Auf der ganzen Linie im Oſten iſt das
eſultat der deutſchen Politik:
Ertötung der Sympathieen der Maſſen für Dentſchland.

Dieſe Politik iſt eine Kampfanſage an alle demokratiſchen
Kräfte, eine Kampfanſage an die nach RNnabhängigkeit ſtreben-
den Elemente in den Randvölkern. Dieſe Völker atmeten auf
beim Sturz des zariſchen Regiments, ſie ſehen ſich jetzt aber der
Gefahr einer neuen Fremdherrſchaft ausgeſetzt. Würde dieſe
kurzſichtige Gewaltpolitik der Militärpartei, die im Gegenſatz
zu den Erklärungen des Reichskanzlers ſteht, ſich durchſetzen,
ſo wäre die unvermeidliche Folge, daß das ganze Gebiet van
Oberoſt

in einen ſchwelenden Vrandherd verwandelt
wird, in dem alle Elemente ſich gegen die Germwaniſierung auf
lehnen. Einem ſolchen Zuſtand wollen wir uns nicht entgegen-
führen laſſen. Durch dieſe Gewaltpolitik würde man eine neue
vanſlawiſtiſche Bewegung erzeugen, die auch in Oeſterreich einen
ſtarken Rückhalt fände, eine panſlawiſtiſche Bewegung mit dem
Ziele: Zerbrechen der deutſchen Herrenpolitik, die man im Aus-
land als pangermaniſtiſch bezeichnet, die in Deutſchland als
alldeutſche Gewaltpolitik bekannt iſt. Wir würden dadurch der
Fntente das Mandat geben, ſich an die Spitze einer gegen ſolche
Gewaltpolitik gerichteten Politik zu ſetzen. Deshalb iſſen
Reichstag und Reichsleitung ſcharf Front machen gege dieſe
unverantwortliche Politik einer Partei, die, wie es ſcheint, im
Deutſchen Reich maßgebend werden ſoll. Ein auf militäriſche
Macht ceſtützter Frieden iſt der ſchwächſte Frieden, den es gibt.
Seine weltpolitiſchen Aufgaben kann Deutſchland nicht löſen
mit den Methoden und Praktiken der oſtvreußiſchen Herrenkaſte.
Nur durch Recht und Freiheit kann der Frieden im Jn-
nern, nur darch Recht und Freiheit kann auch der äußere Frie-

(Lebh. Beifall b. d. Soz.)
Abg. D. Nanmann (Volksp.)

Ueber der berechtigten und unberechtigten Kritik an dem im
Oſten erreichten Anfang des Friedens überſehen viele, was die
Beendigung des Krieges im Oſten bedeutet. Die urkonſervative
feindliche Macht des ruſſiſchen Zarismus iſt in dieſem Rieſen-
kampf zuſammengebrochen, weil dieſe Art Mächte, die ſich ſelbſt
für die feſteſten halten, ſehr oft die Berührung und den Stoß
am wenigſten aushalten. (Sehr richtig!) Die Grenze nach
Rußland iſt eine Revolutionsgrenze. Denn nachdem in Ruß-
land eine Anarchie vorhanden iſt, muß irgendwo eine Linie
ſein, wo der anarchiſche Zuſtand aufbört. Durch das Verſinken
des Zarismus in Rußland iſt die ganze umgebende Welt in
Strömung und Bewegung geraten, Japan und England haben
bereits das Gefühl, daß dort ein Raum entſteht, über den ſie
verfügen müſſen. Und da ſollen wir dieſes Gefühl an unſerer
Oſtgrenze nicht haben? Das iſt nicht Annektion. Annektion
iſt Raub, wo etwas aus einer Hand genommen wird, um in eine
andere überzugehen. Etwas derartiges liegt bier nicht vor,
ſondern ein weltgeſchichtlicher Vrozeß der Zerſetzung. Ob der
Haß, der auf dem ruſſiſchen Boden übrig bleibt, ſich ſchließlich
gegen uns richten wird, iſt noch ſehr die Frage. (Sehr richtig!)
Hinweg mit allen Annektionen! Es iſt merkwürdig, daß gerade
die Nationaliſten bei uns in Deutſchland am meiſten
entnationaliſieren wollen. (Sehr gut!) Wir ſolltes
Bedenfen tragen, in Finnland einer Regierung gegen die andere
zum Siege zu verhelfen, zumal die rote Regierung in Finnland
eng verwandt iſt mit der ukrainiſchen Regierung und dar
über hinaus

mit der Sozialdemokratie überall.

Wir haben keine Befugnis, als innere Polizei in
Finnland aufzutreten. (Sehr wahr! links.) Der Beſchluß des
Kurländiſchen Landesrats, gefaßt von 20 Perſonen, fängt mit
der monarchiſtiſchen Spitze an, ſtatt zuerſt den Unter
bau dafür zu ſchaffen. (Sehr richtig!) Litauen will nicht nur
Aufmarſchgelände ſein, es iſt lebendiges Menſchentum, das dort
nach Selbſtändigkeit ringt. Die Vorausſetzung für die Selh-
ſtändigkeit iſt das Zurückziehen der Militärverwaltung, nachdem
ſetzt der Friede ratifiziert iſt. Mit den Polen muß eine ehrliche
Verſtändiqung geſucht werden. Jetzt kommt es darauf an, ob
ein kluger freiheitlicher Geiſt dieſe Dinge zu machen vermag.
Dem Weſten gegenüber hat der Reichskanzler ſeine Bereitwillig-
keit zu Verhandlungen aber ausgeſprochen, hat die Selbſtändig-
keit Belgiens anerkannt. Die Friedensbereitſchaft auf unſerer
Seite iſt da bis zum letzten Tag vor der großen Offenſive. Wenn
aber der Wille auf der anderen Seite fehlt, iſt das deutſche Volk
geſchloſſen bereit, ſich nach Weſten zu verteidigen wie nach Oſten.
Lebh. Beifall.)

Schluß: 614 Uhr.Weiterberatung Dienstag 11 Uhr.

Finnland.
Die Tatſache, daß die deutſche Regierung deutſche Trup-

pen nach Finnland ſandte, um, wie der Unterſtaatsſekretär
v. d. Busſche im Hauptausſchuß erklärte, „Finnland von
der Revolution und dem Bandenunweſen zu befreien“,
hat eine gang außerordentliche politiſche und internationale
Bedeutung. Es iſt gut, wenn man ſich erinnert, wie die Dinge
in Finnland liegen.

Finnland hat ungefähr drei Millionen Einwohner, die ſich
auf zwei Nationen. auf Schweden und Finnen, verteilen. Die
Schweden find nur eine kleine Minderheit, nicht mehr als
350 000 Köpfe; aber ſie haben den ſtärkſten Anteil an den
Herrenklaſſen, ſie ſind die Großarundbeſitzer und die Kapita-
liſten im Lande. Die Finnen bilden ſieben Achtel der Be-
völkerung. Zu ihnen gehörr die Maſſe der Kleinbürger, Päch-
ter, Arbeiter. Jn der Regel fällt alſo der nationale Gegen
ſatz zwiſchen Schweden und Finnen mit dem Klaſſengegenſatz
zwiſchen Kapitaliſten und Arbeitern, zwiſchen Großgrund-
beſitzern und Pächtern zuſammen. Und dieſer Gegenſatz wird
überaus verſchärft durch die ſehr ungeſunden Agrarverhältniſſe
des Landes. Die ſchwediſchen Großgrundbeſitzer verpachten
nämlich einen Teil des Bodens an finniſche Kleinpächter, an
die ſogenannten Torpari, die durch den Pachtvertrag verpflich-
tet werden, auf dem Herrenlande, dem Lande des Großgrund-
beſitzers, Arbeit zu leiſten. Die Maſſe des finniſchen Land
volkes beſteht nicht aus Bauern, die Hof und Feld ihr Eigen
nennen, ſondern aus Torpari, aus beſisloſen Fronpächtern,
die auf dem Boden der ſchwediſchen Grundherren Fronarbeit
leiſten müſſen. Das Beiſpiel der Jnduſtriearbeiter hat ſeit
1905 auch die Fronpächter den Klaſſenkampf gelehrt. m
Jahre 1905 ging eine Welle von Ausſtänden der Pächter über
das Land; die Torpari ſtellten die Arbeit ein, um die Ver-
kürzung der Fronarbeit oder ihre Erſetzung durch einen Geld
zins zu erzwingen. Dadurch wurden die Torpari in die Be-
wegung der Jndnuſtricarbeiter hineingezogen. Die finniſche
Sozialdemokratie ſtützt ſich nicht nur auf die Jnduſtriearbeiter,
ſondern auch auf die Kleinpächter und Landarbeiter, ſie iſt
in den Dörfern ſtärker als in den Städten. Dank ihrer ſtarken
Stütze im Landbvolk iſt ſie die ſtärkſte Vartei des Landes. Als
nach der ruſſiſchen Revolution von 1905 in Finnland das all
gemeine und gleiche Wahlrecht eingeführt wurde, haben ſchon
bei den erſten Wahlen 40 Prozent aller Wähler ſozialdemo
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mmt; bei den letzten Wahlengr. e Sozialdemokratie ſchon die a
Finnſand r ſeit 1808 durch Perſonalunion mit

verbunden. Aber es iſt in Rußland nie aufgegangen; es
eine ſelbſtändige Verfaſſung, ſeine beſondere Geſetzgebung und
Verwaltung, es war durch eine Zollgrenze von Ruß!Zarismus hat die Selbſtändigkeit ginnlar

eilich immer enger begrenzt. Jm Kampfe gegen ſ
allen finniſchen Parteien die völlige Unabhängigkeit
als ihr Jdeal vor. Führerin im Kampfe für die nationale Un
abhäng t war ſtets die finniſche Sozialdemokratie,.
Während die bürgerlichen Parteien vor jedem ernſten Kampfe
gegen den Zarismus zurückſcheuten, hoffte die zialdemo
kratie, die Befreiung des Landes im Bunde mit den ruſſiſchen
Revolut en erringen. Noch im Juli 1917 wagten es
die bürgerlichen Parteien nicht, gegen den Einſpruch der Re
ierung Kerenſkis die Unabhängigkeit des Landes zu ver-
ünden; damals wurde die Unabhängigkeit vom finniſchen

Landtag mit den Stimmen der Sozialdemokraten beſchloſſen,
während die bürgerlichen Parteien vorſichtig dieſer Sitzung
fernblieben. Die Tatſache daß gerade die Sozialdemokratie
die Führung im Kampfe für die nationale Freiheit hatte, hat
ihre Macht gewaltig geſtärkt.

Das Erſtarken der Sozialdemokratie hat die Klaſſengegen-
ſätze natürlich verſchärft. Schon im Jahre 1905, als im Ge
folge der ruſſiſchen Revolution auch die finniſchen Arbeiter
durch einen ſieghaften Maſſenſtreik die Demokratiſierung der
alten ſtändiſ Verfaſſung erzwangen, war ſowohl die ſchwe-
diſche als auch die finniſche Bourgeoiſie durch die Kraftent-
faltung der Arbeitermaſſen überaus erſchreckt. Jm Landtag
führte der Kampf um die Regelung der Pachtverträge der Tor
pari und um die Arbeiterſchutzgeſetzgebung zu den heftigſten
Kämpfen. Weitere Verſchärfung der Klaſſenkämpfe trat im
Gefolge der zweiten ruſſiſchen Revolution, der Ereigniſſe von
1917 ein. Nach dem Vorbild der ruſſiſchen Arbeiter erzwangen
auch die Arbeiter Finnlands den Achtſtundentag. Jn die große
Ausſtandsbewegung, die den Achtſtundentag erzwang, griffen
nun vielfach auch die ruſſiſchen Soldaten und Matroſen ein,
die in Finnland ſtanden. Si igten dies natürlich nicht auf
Befehl der bürgerlichen Regierung, die damals noch in Ruß-
land regierte, ſondern aus dem Gefühl der Solidarität mit den
finniſchen Arbeitern Trotzdem zeterte die finniſche Bour-
geoiſie, dies ſei eine frevelhafte Einmengung Rußlands in die
inneren Angelegenheiten Finnlands dieſelbe finniſche Bour-
geoiſie, die es damals noch gar nicht wagte, die Unabhängigkeit
Finnlands zu proklamieren. Die finniſche Bourgeoiſie begann
nun, ſich zu bewaffnen, um ſich gegen den „Terror“ der ruſſi
ſchen Soldaten zu ſchützen, die mit den finniſchen Arbeitern
gemeinſame Sache machten. Dies veranlaßte auch die finni-
ſchen Arbeiter, ſich Waffen zu beſchaffen. So begann die Auf-
ſtellung der bürgerlichen „Weißen Garden“ auf der einen, der
proletariſchen „Roten Garden“ auf der anderen Seite.

Mitten in dieſen Stürmen wurde der Landtag von Kerenſtki
aufgelöſt. Die Neuwahlen ergaben ein Gleichgewicht der Par-
teien: Sozialdemokraten und Bürgerliche zogen ungefähr gleich
ſtark in die Landſtube ein. Keine bürgerliche Regierung konnte
ſich gegen die Sozialdemokratie, keine ſozialdemokratiſche Re
gierung gegen den Widerſtand der Bourgeviſie behaupten. Die
Bildung einer Koalitionsregierung ſcheiterte an dem ſchroffen
Klaſſengegenſatz. So kam es ſchließlich zur Entſcheidung durch
die Gewalt: einer bürgerlichen Regierung trat eine ſozial-
demokratiſche Gegenregierung gegenüber, die Weißen und die
Roten Garden begannen den Bürgerkrieg gegeneinander. Es
handelt ſich hier um einen reinen Klaſſenkampf zwiſchen der
ſchwediſchen Herrenklaſſe und dem finniſchen Bürgertum einer-
ſeits, den finniſchen Arbeitern und Fronpächtern anderſeits;
um einen Kampf alſo zwiſchen den Klaſſen und Parteien Finn-
lands, durchaus nicht, wie dies eine unwiſſende Preſſe, die die
finniſchen Roten Garden mit den ruſſiſchen verwechſelt, dar
geſtellt hat, um einen Kampf Finnlands gegen Rußland. Rich-
tig iſt llerdings, daß die ruſſiſchen Soldaten und Matroſen,
die in Finnland ſtehen, zumeiſt für die Roten gegen die Weißen
Partei ergriffen haben. Aber jetzt hat ſich ja Rußlard durch
den Friedensvertrag von BreſtLitowsk verpflichtet, ſeine Trup
pen aus Finnland zurückzuziehen; damit werden beide Par
teien Finnlands auf ihre eigene Kraft beſchränkt. Die Weißen
aber ſcheinen nicht zu hoffen, ſelbſt nach Abzug der ruſſiſchen
Soldaten, der Roten Herr werden zu können; daher hat die
bürgerliche finniſche Regierung Deutſchland zu Hilfe gerufen.
Und Deutſchland hat ſich entſchloſſen, dieſem Rufe zu folgen.

neber die Kämpfe in Finnland läßt die Weiße Garde melden,
daß General Mannerheim die allgemeine Offenſive angeſetzt
habe, durch die bisher große Erfolge erzielt wurden. Das Kirch-
dorf Heinola wurde genommen, wobei etwa 3000 Rotgardiſten
gefangen genommen wurden. Die Bewegung ſchreite auf der
ganzen Front erfolgreich vorwärts.

ötimmenthaltung in Kiederbornim.

Die Kreiskonferenz des Unabhängigen ſo-
zial demokratiſchen Wahl vereins Kreis Nieder-
barnim hat einſtimmig beſchloſſen, ihren Wählern für
die am 26. März ſtattfindende Stichwahl Stimmenthal-
tung zu empfehlen.

Das Kreiswahlkomitee bittet uns um Aufnahme der folgen
den Begründung dieſes Entſchluſſes.

Die Erſatzwahl in Niederbarnim hat nicht den von uns ge
wünſchten Ausgang genommen. Der Regierungsſozialiſt bat
einen beträchtlichen Vorſprung und in der Stichwahl werden
ihm außerdem die bürgerlichen Stimmen zufallen.

Die Gründe dieſes Erfolges der Abhängigen ſind bekannt.
Jhnen ſtand vor allem die Preſſe und der geſamte Gewer?
ſchaftsapvarat zur Verfüqung. Beides haben ſie rückſicht
los und ſkrupellos ausgenutzt und in ihrer Wahlagitation
ſich nicht geſcheut das traurige Vorbild des Reichsver-
bandes zur Bekämpfung der Sozialdemo-
kratie nachzuabmen.

Wir beſitzen ſeit dem Ranbe des Vorwärts keine Tageszeitung
mehr. Wir waren in der Hauptſache auf die mündliche Agita-
tion angewieſen, und es fehlten uns zudem zahlreiche der beſten
und arbeitserfrigſten Kräfte, die uns noch den bekannten Vor
gängen der letzten Zeit entzogen worden ſind.

Wir ſind überzengt, daß dieſer Triumph des Regierungs
ſozialismus nur vorübergehend iſt. Aber in der Seit
zwiſchen Haupt und Stichwahl kinn ſich der Wandel nicht voll
ziehen, und ſo verzichten wir unter den obwaltenden Uniſtan-
den auf eine Veteiligung an der Stichwahl.

Ausdrücklich heben wir hervor, daß dieſe Zurückhaltung nicht
etwa in der Abneigung ihren Grund hat, gegen einen auch-ſozial-
demokratiſchen Kandidaten zu Felde zu ziehen. Jm Gegenteil,
wir ſind mehr als je von dem Gegenſatze zu dem Re-
gierungsſozialismus durchdrungen und werden in
der Betonung dieſer Gegnerſchaft nicht ermatten.

Wir ſammeln unſere Kräfte für die großen Kämpfe, die uns
bevorſtehen. Wir werden in ihnen den Gedanken des
kampfes gegen den der Harmonie, den des internatio-

Sozialismus gegen dennalen
Nationalſozialismus mit unbeugſamer Energie vertreten.

Wir ſind durch den Ausgang der Wahl in keiner Weiſe ent
mutigt. Wir ſtehen zu unſeren Brundſätzen und werden allen
Eifer daran wenden, aufklärend und belehrend in die weiteſten
Kreiſe zu dringen, um ſo dem Völkerfrieden und
ölkerfreiheit die Bahn zu brechen.
Das Kreiswahlkomiter der Unabhängigen Sozialdemokrauie

Niederbarnim.
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Politiſche Aeberſicht.
Eine Beruhigungsnotiz für Kriegsgewinnler,

Berlin, 19. März. Unter der Ueberſchrift: greVertrauensbruch ſchreibt die Nerdd. nüger C. e
öffentlichang des Entwurfes eines Geſetzes über die Beſtene
rung der Kriegsgewinne iſt nur möglich geweſen durch einen
groben Vertrauensbruch einer beteiligten amtlichen Perſön n
keit. Sachlich hat die Mitteilung nur bedingten Wert, da ſie
ous dem Stadium der Vorverhandinngen über die nenen Steuer
vorlagen herausgeriſſen worden ift Ein Beſchluß des Bundes
razte, e eine t. da ſſch das Parlament mit
einem ſolchen Steuervorſchlag zu beſchäftigen hajedenfalls noch nicht vor. (W T. feigen Haben wird ten

Regelung des Theaterweſens.
Der 2 Gen. Kunert hat folgende Anfrage im Reichs

tage geſtellt:
Jm März 1914 erklärte die Reichsregierung, daß die Vor

bereitungen zur reichs geſetzlichen Regelung des Theaterweſens
ſoweit vorgeſchritten ſeien, daß dem Bundesrat in nächſter
Zeit der Entwurf des Geſetzes vorgelegt werden könne. Wäh
rend des Krieges kam dieſes Vorhaben bisher nicht zur Aus-
führung. Jſt der Herr Reichskanzler gewillt, im Hinblick auf
die Notlage des Schauſpielerſtandes, ſowie in An
ſehung der großen kulturellen Aufgabe des
Theaters die vollendete Durchführung der geſetzgeberiſchen
Abſicht, die den Fach und weiteren Vevölkerungskreiſen not-
wendig und äußerſt wünſchenswert erſcheint, ſicherzuſtellen? Jſt
der Herr Reichskanzler bereit, ſich darüber zu äußern, ob noch
während des laufenden Kriegsjahres der Reichsgeſetzent
wurf, betreffend die umfaſſende Regelung des Theater
weſens, dem Reichstag vorgelegt oder noch ferner hinaus-
geſchoben werden ſoll? Was gedenkt der Herr Reichskanzler zu
tun, dieſe Angelegenheit nach Möglichkeit zu fördern?

Kunert.

Kleine politiſche Nachrichten.
Was die Vaterlandspartei darf. Die rechts-ſozialdemokra-

tiſche Breslauer Volkswacht läßt ſich aus Striegau unter
dem 25. Februar berichten:

Jm Reichstag erklärte vorige Woche ein Miniſter auf An-
frage. daß den Soldaten der Beſuch ſozialdemokratiſcher Ver
ſammlungen verboten ſei deshalb, weil es ihnen auch ver-
boten iſt, Verſammlungen der Vaterlandspartei zu beſuchen.
Jn Striegau fand am Freitag eine „öffentliche“ Ver-
ſammlung der Vaterlandspartei ſtatt (anderen
Parteien ſind bekanntlich im Bereich des 6. Armeekorps
öffentliche Verſammlungen verboten), in der die Sol-
daten die Hälfte der Beſucher ausmachten, weil ſie
dazu aufgefordert waren. Hat etwa der Miniſter in Strie-
gau nichts zu ſagen?

Die Beſchwerden der ſozialdemokratiſchen Preſſe werden
die Regierung ſo lange außerordentlich kalt laſſen, als ſie dar
auf rechnen kann, daß den oppoſitionellen Reden der Fraktion
Scheidemann keine oppoſitionellen Taten folgen.

Groß- Berliner Verbandsdirektor. Bei der Wahl des Ver-
bandsdirektors für den Verband Groß-Berlin wurde der Stadt
rat Fiſchbeck- Berlin mit 54 Stimmen gegen 45 Stimmen,
die auf den bisherigen Verbandsdirektor Dr. Steiniger ent-
fielen, zum Verbandsdirektor gewählt.
Ungariſches Wahlrecht. Budaveſt, 18. März. Der Wahl

rechtsausſchuß hat die Reformvorlage im allgemeinen mit allen
Stimmen gegen eine Stimme angenommen.

Aus der Provinz.
Eine Verordnung über den Verkehr mit landwirt-

ſchaftlichen Grundſtücken
iſt ſoeben im Reichsgeſetzblatt erſchienen. S 1 lautet: Die
Auflaſſung eines Grundſtücks, die Beſtellung eines dinglichen
Rechtes zum Genuſſe der Erzeugniſſe eines Grundſtückes, ſowie
jede Vereinbarung, welche den Genuß der Erzeugniſſe oder die
Verpflichtung zur Uebereignung eines Grundſtücks zum Gegen-
ſtand hat, bedarf, wenn das Grundſtück über fünf Hektar groß
iſt, zu ihrer Wirkſamkeit der Genehmigung der zuſtändigenBehörde. Die Genehmigung kann auch unter Auflagen ver
teilt werden. Nach 8 2 iſt die Genehmigung nicht erforderlich
bei Rechtsgeſchäften des Reiches eines Bundesſtaates, einer
Gemeinde oder einer Körperſchaft oder Anſtalt des öffentlichen
Rechtes oder einer vom Staate als gemeinnützig anerkannten
Vereinigung, die 2 mit innerer Koloniſation, Grundent-
ſchuldung oder Errichtung von Wohnungen befaßt; zwiſchen
Ehegatten oder in gerader Linie untereinander verwandten
oder verſchwägerten Perſonen uſw. Nach S 3 darf die Ge-
nehmigung nur verſagt werden, wenn durch die Grundſtücks-
übertragung die ordnungsmäßige Bewirtſchaftung des Grund-
ſtücks zum Schaden der Volksernährung gefährdet erſcheint;
oder das zum Betriebe der Landwirtſchaft beſtimmte Grund
ſtück an jemanden überlaſſen wird, der die Landwirtſchaft nicht
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erſchlagung Grundſtückes erfolgt; oder durch
Ausführung des Rechtsgeſchäfts, die Aufhebung der wirt

chaftlichen Selbſtändigkeit eines land wirtſchaftlichen Betriebs
urch Vereinigung mit einem anderen zu beſorgen iſt; oder die

Uebereignung eines Grundſtückes unter Ansnutzung der Not
e des Ei entümers zu unbilligen Bedingungen, insbeſondere

einem erheblich hinter dem Werte eibenden Preiſe, er-
folgen ſoll. S 4 behandelt die Eintragung im Grundbuch.
T 54 Abſ. 1 der Grundbuchordnung bleibt unberührt.
ß 5 betrifft das Beſchwerderecht Nach S 6 kann die zu

ändige Behörde dem Eigentümer oder Beſiber von lebendem
oder totem Jnventar, das zu einem land wirtſchaftlichen Grund-
ſtück gehört oder ſich auf ihm befindet, die Veräußerung oder
ie Entfernung des Jnventars oder einzelner Stücke von dem

Grundſtück unterſagen, wenn hierdurch die ord-
nungsmäßige Bewirtſchaftung des Grundſtücks
zum Schaden der Volksernährung gefährdetwerden würde. Beſchwerde iſt zuläſſig. 8 7 ſetzt die
Strafen für Zuwiderhandlungen gegen die Verordnung feſt.
Dieſe werden mit Gefängnis bis zu einem Jahre
und mit Geldſtrafe bis zu fünfzigtauſendMark oder mit einer dieſer Strafen bedroht.

In den einzelnen Bundesſtaaten ſind mit Rückſicht auf die
verſchiedene Lage der Verhältniſſe die Landeszentralbehörden
befugt, abweichende Beſtimmungen über den Zeitpunkt des
Jnkrafttretens, die genehmigungspflichtige Grundſtücksgröße
uſw. zu treffen. Jn Preußen tritt die Genehmißgungspflicht
bei Feundſtſcksübertrarnngen über fünf Hektar Größe am
18. März in Kraft. Zuſtändig zur Genehmigung iſt der Land-
rat, in Stadtkreiſen der Bürgermeiſter.

Der Arbeitsmarkt in Sachſen Anhalt.
Nach Mitteilung des Arbeitsnachweisverbandes Sachſen-

Anhalt e. V. hielt im Februar die Nachfrage nach männ-
lichen Facharbeitern unverändert an. Mit Veginn der froſt-
freien Witterung ſtieg der Bedarf an Bau- und Erd-
arbeitern. Vielerorts wurden ungelernte Arbeiter begehrt.
Namentlich beſtand Verlangen nach jungen kräftigen Arbeitern
Die Einberufungen Hilfsdienſtpflichtiger nehmen ihren Fort-
gang. Eine Anzahl Jngendlicher unter 17 Jahren war wegen
hoher Lohnanſprüche und Neigung zum Stellenwechſel an ver-
ſchiedenen Orten nicht zu ermitteln. Jn der Land wiert-
ſchaft wurden männliche Hilfskräfte aller Art geſucht, be-
ſonders beſteht Mangel an land wirtſchaftlichen Handwerkern,
Schmieden und Stellmachern. Eine ſtärkere Nachfrage nach
weiblichen Arbeitskräften für die Jnduſtrie beſteht noch in
Wittenberg Torgau, Aſchersleben und Deſſau. Dagegen konnte
der Bedarf für das Nebenartilleriedepot Burg durch Austauſch
Burger und Magdeburger Arbeitskräften mit Hilfe des reich-
lichen Angebots von Magdeburger Arbeiterinnen gedeckt werden.

Zu der ſonſt ſchon nicht zu befriedigenden Nachfrage nach
land wirtſchaftlichen Arbeitskräften machte ſich bereits eine leb-
haftere Nachfrage für Gemüſe- und Spargelpflanzungen in
den Kreiſen Oſterburg, Bardelegen, Wolmnirſtedt und Quedlin-
burg geltend.

Merſeburg. Der ſtellvertretende Direktor des
Domgymnaſiums, Profeſſor Otto Werneke iſt plötlich
geſtorben. Ex wirkte ſeit mehreren Johrzehnten am hiefigen
Domahymnaſium als Lberlehrer, und hat ſich auch als Stadt-
verordneter um die Förderung und Ausgeſtaltung des ſtädtiſchen
Schulweſens viele Verdienſte erworben.

Eisleben. Keine Steuererhöhung. Der ſtädtiſche
Haushaltsplan, der auf dem Rathauſe zur Einſicht der Bürger
ſchaft ausliegt, läßt eine weitere Steigerung der allgemeinen
Ausgaben infolge des Krieges erkennen und weiſt einen Ge
ſamtgeldbedarf von 124200 Mk oder 1790600 Mk.
mehr als im Vorjahr aus. Trotzdem iſt es möglich ge
weſen, den Ausgleich zwiſchen den Einnahmen und Ansgaben
des Fünf-Viertel-Millionen-Etats ohne Steuererhöhung berbei-
zuführen, da die Steuerkraft auch in dieſem Jahre nicht un-
erheblich gewachſen iſt und den Mehrbedarf bei Beibehaltung der
vorjährigen Sätze nahezu völlig deckt. Jm Vorfjahre kamen zur
Erhebung: 220 Prozent der ſtaatlich veranlagten Grund- und
Gebäudeſteuer und 216 Prozent der Staatseinkommenſteuer.
Dieſe Sätze ſollten nach dem vorjährigen Haushaltsplan 717 000
Mark erbringen. Jn dieſem Jabre hat das Stenerſoll bei
gleichen Zuſchlägen mit 882 500 Mark, alſo um 165 500 Mark
höher als im Voriahr, eingeſtellt werden können. Erwähnens-
wert iſt außerdem, daß bei den TFinnahmen als Ueberſchuß aus
dem Elektrizitätswerk ans dem Jahre 1917 10 800 Mark neu
und bei den Ausgaben infolge der Einſchränkung der Straßen-
beleichtung für dieſen Zweck 9509 Mark weniger eingeſtellt wer-
den konnte. Außerdem ſind unter den Ausgaben 25 000 Mark
zur beſonderen Verfügung beider ſtädtiſchen Kollegien für un-
vorhergeſene Ausgaben der Wohlfahrtspflege ausgeworfen.

Sangerhanuſen. Jugendliche Diebe. Jn der Nacht
vom Sonnabend zum Sonntag haben zwei Jungen einen Dieb-
ſtahl auf dem hieſigen Bahnhof begangen. Der 10 bis 12 Jahre
alte Schulknabe Gebhardt und der l4fährige Arbeitshurſche
Wilhelm Lehne haben am Güterſchupven bei einigen verſchloſſe-
nen Güterwagen die Plomben abgeriſſen, die Wagen unterſucht
und verſchiedene Waren geſtohlen. Die beiden Burſchen
ſind feſtgenommen worden und zum Teil geſtändig.

Verunglückt iſt der 6tjährige Landwirt Karl Rom-
mel von hier. Er war mit dem Aufladen des Holzes am Hohen
Berge beſchäftigt, plötzlich glitt er aus und kam ſo unglücklich
zu Fall. daß ihm die Räder ſeines Wagens über die Bruſt hin-
weggingen. Die ärztliche Unterſuchung ergab, daß ihm drei

Rivppen verletzt worden waren.

Bitterfeld. Der Haushaltsplan,
Stadtverordnetenſitzung genehmigt wurde, iſt teilweiſe ſchon
auf die Uebergangs- und Friedenszeit zugeſchnitten. Eine Er-
böhung der Stenern hat ſich noch einmal vermeiden laſſen; der
Steuerſatz iſt bei 215 Prozent geblieben. Die bereits zwei
Jahre durchgefſihrten Finanzbeſchlüſſe haben ſich als durchführ-
bar für die Stetigkeit und Feſtigkeit der Finanzen erwieſen.
Die Rücklagen konnten verſtärkt werden, und ſo wird hoffent-
lich auch das Rechnungsjahr 1918 trotz verſchiedener außer-
ordentlicher Ausgaben noch einen Ueberſchuß bringen. Es be-
ſteht die Ausſicht, daß in wenigen Jahren außerordentliche
Ausgaben mittlerer Größe zumeiſt aus den Rüſcklagen werden
entnommen werden können. Das Waſſerwerk lieferte 1 Mil-
lionen Kubikmeter, das Gaswerk über Million, da eine Mehr-
abgabe durch die Einſchränkungsbeſtimmungen und die Kohlen-
knappheit verhindert wurde. Die Einlagen der Stadtſpvar-
kaſſe ſind von 3,8 auf 4,5 Millionen Mark angewachſen. Durch
die Stadthauptkaſſe wurden an Kriegerfamilien 183 012 Mk.
als Reichsunterſtützungen, 140 500 Mk. und 110 200 Mk. Miet-
beihilfen als ſtädtiſche Unterſtützungen gezahlt. Für Lebens-
mittel ſind 1 421 698 Mk. verausgabt, und zwar 395 843 Mk. für
Kartoffeln, 292 411 Mk. für Butter und 733 444 Mk. für Son-
ſtiges. Das Projekt für den neuen Friedhof ſoll ausgearbei-
tet werden und auch die Kleinwohnungsfrage noch in
dieſem Sommer zur endgültigen Klarheit gebracht werden.

bevorſtehenden Stadtverord-
neten-Erſatzwahl macht der Magiſtrat bekannt, daß die
Wahl auf Freitag, den 5. April, feſtgeſetzt iſt. Die dritte Ab
teilung wählt von 10 bis 1 Uhr mittags und die zweite Ab-
teilung von 1 bis 2 Uhr. Die bürgerlichen Wählergruppen
haben ſchon zur Aufſtellung der Kandidaten Stellung ge-
nommen, und für die dritte Abteilung den Schiffseigner Herrn
Paul Buſſe und für die zweite Abteilung Lehrer a. D. Neu
mann aufgeſtellt. Nach Lage der Dinge dürfte es zu einem
Wahlkampf kommen, der leicht ſcharfe Formen annehmen
kann, denn die Arbeiterſchaft iſt eben auch gewillt, von dem
Sitz der dritte Klaſſe Gebrauch zu machen. Denn das preußiſche

der in der letzten

Dreiklaſſenwahlrecht ſichert ja nur durch bie dritte Klaſſe meiſt
nur eine Jntereſſenvertretung der Arbeiterſchaft.

Am ſommenden Sonnabend, den 23. März, findet im Preußi
ſchen Hof abends 8 Uhr eine Beſprechung aller Ar
beiterwähler ſtatt, in der die Aufſtellung des Kandidaten
erſolgen ſoll. Es werden deshalb alle Arbeiterwähler
eingeladen. Arbeiter, Jjommt in dieſe Beſprechung
und werbt dafür!

Wegen Uunkundenfälſchung in
wurde der frühere Zahlſtellenverwalter des Deutſchen Holz-
arbeiterverbandes, rbmacher Otto Köhler von hier, zu
einem Jahr und ſechs Monaten Gefängnis vomLandgericht Torgau verurteilt. Der Staatsanwalt beantragte
ein Jahr ſechs Monate Zuchthaus. Der ganzen Verurteilun
liegt eine recht verwickelte Vorgeſchichte zugrunde. Als na
Kriegsausbruch dem K., der wegen ähnlichen Sachen mehrmals
vorbeſtraft iſt, die Verwaltung der Gelder anvertraut worden
war, fanden niemals Reviſionen ſtatt. Jm Sommer v. J. er
klärte er, durch „Einbruch“ ſei ihm die Kaſſe mit rund 2000
Mark Geld, Wertzeichen uſw. geſtohlen worden. Von dem
Gelde ſeien 1000 Mk. ſein Eigentum, das auch mit fort ſei. Auf
ſeine Anordnung ließ man einen Polizeihund kommen, zur
Entdeckung des Diebſtahls führte das jedoch nicht, ſondern die
Sache verlief ohne jeden Erfolg. Auch der ausgehängte Fenſter
laden 4 zu keiner Spur des Diebſtahls. Kaſſette mit
Jnhalt blieben verſchwunden. Durch die weiteren Ermitt-
lungen wurde aber feſtgeſtellt, daß K. in 14 Fällen die Unter
ſchriften zur Erhebung von Krankengeld in Krankheitsfällen
gefälſcht hatte und ſich dadurch widerrechtlich das Krankengeld
im Betrage von 397 Mark aneignete. Auch die r
der Schiffer, die K. ebenfalls mit verwaltete, iſt um 168,50 Mk.
geſchädigt, worüber aber keine Ermittlungen bisher erfolgten.
7 Erſt die feſtſtehenden Urkundenfälſchungen brachten
ihn auf die Anklagebank. Der Staatsanwalt beantragte ſo-
fortige Verhaftung, voran ihm das Urteil ſchützte. Neben den
gefälſchten Krankengeldern und den Schifferwertzeichen iſt am
Verbandsgeld ein feſtſtehender Fehlbetrag durch das myſteriöſe
Verſchwinden der Geldkaſſette von 927,20 Mk. feſtgeſtellt.

Die Betriebs aufnahme der Sächſiſch-Böh-
miſchen Dampfſchiffahrts geſellſchaft erfolgt,
nach einer Bekannkmachung, am 30. März d. J. auf der ge
ſamten Elbſtraße des Perſonenverkehrs.
Liebenwerda. Die allgemeine Ortskrankenkaſſe

für den Kreis Liebenwerda bewilligte in ihrer letzten
Vorſtandsſitzung eine von den Kaſſenärzten geſtellte Honorar-
erhöhung von 20 Proz., und zwar ab l. Januar 1918 bis
Kriegsſchluß. Dieſe Erhöhung iſt als Teuerungszulage ge-
dacht. Jn der Vorſtandsſitzung wurden lebhafte Klagen vor
gebracht, woraus hervorging, daß die Kaſſenmitglieder nicht die
Behandlung erhielten, die angeſichts der Zeitumſtände erforder-
lich ſei. Beſonders aber brachte ein Vertreter des Mühlberger
Bezirks erſchreckende Beweiſe von ſehr mangelhafter perſön-
licher- Behandlung vor. Ueber eine große Zahl von perſönlichen
Differenzen mit der dortigen Kaſſenärztin wurde berichtet,
worüber auch die Beſchwerdeſchreiben, die vorliegen, Zeugnis
ablegen. Der Mühlberger Bezirk iſt infolge dieſer Sache beim
Vorſtand um Abſtellung dieſer Mängel vorſtellig geworden.
Der Geſamtvorſtand hat ſchleunige Abhilfe zugeſagt.

Lichtenburg. Ein großer Diebſtahl iſt in der Grund-
mannſchen Gaſtwirtſchaft hier verübt worden. Aus dem Keller
nahmen die Diebe die dort anfbewahrten Würſte in einem
Sacke mit, durchſtöberten dann das Haus und ſtahlen aus einem
Spind in den oberen Räumen einen Geldbetrag von über
650 Mk. Anſcheinend ſind ſie dann geſtört worden, denn ſie
ließen in der Gaſtſtube den Sack mit dem größten Teil der
Fleiſchwaren liegen und nahmen nur einige Würſte mit. Von
den Dieben fehlt jede Spur.

Wittenberg. Unterſchlagung und Diebſtahl. Eines
recht groben Vertrauensbruches machte ſich eine Arbeiterin da
durch ſchuldig, daß ſie ein ihr übergebenes Lebensmittelkontroll-
huch und 20 Mk., die ſie von ihrer Wohnungsmitinhaberin zum
Einkauf von Lebensmitteln erhalten hatte, unterſchlug. Weiter
hat ſie noch einen Mantel im Werte von 20 Mk. geſtohlen und
iſt heimlich abgerückt. Auf recht eigenartige Weiſe wurde ein
Diebſtahl ermittelt. Die in einem Hauſe in der Pfaffenſtrafze
wohnenden Familien G. und Sch. waren in ein Wortgefecht
geraten, welches ſehr bald in „ſchlagende Auseinanderſetzungen
überging. Da dieſe einen bedrohlichen Charakter annahmen,
wurde die Polizei zur Schlichtung herbeigerufen. Bei den noch
folgenden Zankereien, beſchuldigte Sch. der G. des Diebſtahls.
Sofort wurde bei dieſer eine Durchſuchung vorgenommen, und
dabei ein Feldſtecher mit Prismengläſern im Werte von 400
Mark gefunden. Da dieſer offenſichtlich aus einem Diebſtahl
herrührt, wurde er beſchlagnahmt.

Naumburg. Der Tod auf den Schienen. Auf dem
Bahnhofe wurde der Wagenmeiſter Waaner von hier, ein etwa
69jähriger Mann, von einer herannahenden Lokomotive erfaßt,
überfahren und ihm beide Beine unterhalb der Hnie weg-
geriſſen. Der Bedauernswerte, der außerdem einen Armbruch
dabei erlitt, erlag bald darauf ſeinen Wunden. Um dem Schwer
rerletzten die ſchleunigſte Hilfe angedeihen zu laſſen, war ein
anderer Vahnbeamter, namens Daßler, ſo ſchnell ihn ſeine
Beine zu tragen vermochten, zum Arzt geeilt, brach aber unter-
toegs zuſammen, wohl von einem Herzſchlag getroffen, und
war alsbald eine Leich e.

Jena. Zur Ausbeſſerung der Hochwaſſer-
ſchä den bewilligte der Gemeinderat in ſeiner letzten Sitzung
70290 Mk., die größteils für Herſtellung der Promenadenwege
im Paradies und auf der Raſenmüblinſel, ſowie bei den Bade
anſtalten am Eisrechen und am Grieß aufzuwenden ſind.

Allerlei.
Die „geladenen“ Holzſcheite. Ein heiteres Vorkommnis, das

nicht ohne bedenklichen Hintergrund iſt. wird aus einem Nach
hardorfe Apoldas bekannt Fortgeſetzte Helzdiebſtähle hatten
einen Landwirt veranlaßt, einige Holzſtſcke eines Brennvor-
rates, der im Garten lagerte, mit einer Doſis Schießpulver zu
verſehen. Nach ein paar Tagen hatte ſich der geheimnisvolle
Liebhaber prompt wieder eingeſtellt; auch die gezeichneten Holz
ſcheite waren verſchwunden. Bei der nächſten „Sitzung“ in der
Gemeindeſchenke wettert ein quter Freund über die Nieder
trächtigkeit der Menſchheit; ſogar Pulver würde in das Brenn-
holz geſteckt. Der Ofen ſei „zum Teufel“. Da dreht ſich der
Pulverfreund vom Nachkbartiſch um und ruft ſchadenfroh
lachend. „Weeßte du mußt eben dei eegenes Holz ver-
brenne!“ Der erplodierende Ofen hätte aber auch leicht
Menſchenleben geſährden können. Hatte der „Witzbold“ auch
daran gedacht?

Amerikaniſche Brände. Newburgh, 17. März. Reuter.
Abermals brach. wie gemeldet wird, auf der neuen Werft ein
Brand aus. Die neue Werft beſchäftigt 1200 Mann und ſtellt
rorſchriftsmäßige ſtählerne Kauffahrteiſchiffe her.

14 Fällen

Verantworctlich für: Politik, Partetnachrichten, Sewerkſchaftliches uno Allerlei
aul Hennia; Feuilleton, Halle und Saalkreis und Aus der Provinz Karl Boc;
nzeigen Wilbelm Her a; Verlag: Volksdlatt G. m. d. H. Druck: Halleſche

Genoſſenſ.vaftsduchdruckerei e. G. m. b. H., ſäammtieh w Halle.

Zur Konſirmation
auft mank

Uhren, Gold- und Silbherwaren
am beſten und äußerſt preiswert bei

Amancdi Weiss, Höoſſe, Kleinſchmieden b,
4349 gegenüber Alex Michel.Eigene Reparaturwerkſtätte.



Walhalla Meter.Castspiei Blatzhoim.
Letzto 8 AnTahruongenS Infanterisi Pliaume.

Ein heiteres Spiel aus der Jetatseit
von Max Nesal wd Max Forner.

Blatzheim in der Titelrolie!
Kasse von 10 I und 4

Volkspark r
Morgen, Mittwoob, 20. März, naohmlittags:
Verwundeten Frei Konzert.
4348 Die Geschäftsleitung.

r Neue Kapelle! i r Keue Kapelle! lKonzerthaus „Oberpollinger“.
Feke Gr. Vlriehatraase. Jägergnasse L.
raguen: B. Konzert à

Damen-Streich-Orchesters „Haustein“.
1106 8 jnnge sehneidige Damen!

Um regen Zuspruch bittet Frau Elsa Geth.

Amtliche Bekanntmachungen.
Städtiſcher Eierverkauf in der Talamtſchule am Sonnadend, S

den 20. März 1918.
Zum Kaufe berechtigt ſind die Jnhaber der Nummern der

Lebensmittelſcheine 42001 47000 vormittags von 8 bis 12 Uhr
und die Jnhaber der Nummern 47 00l 52 500 nachm. von 2--6 Uhr.
Für den Kopf eines Haushaltes wird ein Ei zum Preiſe von 33 Pf.
abgegeben.

Der Lebensmittelſchein iſt vorzulegen. Zur Beſchleunigung der
Abfertigung wolle man abgezähltes Geld (vor allem Kupfergeld)
bereithalten. Umtauſch nur innerhalb drei Tagen!

Halle, den 19. März 1918. Der Magiſtrat.
Verkauf von Quark.

Melden Sie
dei uns sofort rur

Kuncdenliste für Nähgarne.
Der Lebenemittelschein und der Abeohnitt No. 147
des Waren Bezugercoheines 14 iet bei der An-
meldung vorzalegena.
Schneiderianen, Putzmaoherinnen und
welche gewer ige Verarbeiter eind, wollen
zwecks Bestellung n Besugehbereehbtigunge-
echein der ihm zugewieeenen Garnmenge bei uns

einreichen. 4346
Il

Kpollo- Theater.
Gastopio Ort Olſera ten GesollisoBnarsOpermit Gustav Bertram ab Gen
WMouto, um letzten Malfos„Die Faurt ins Glück

Operette in 8 Akten v. Arvold u. Baoh. Nueik von Oillbert

ſaſserniatz J. eine Tr Malo:Kalsernlatz 3, eine Treppe
Ein Iuetiges Stück mit Musik von Engel und v. Korber.

Musik von Leo Schottländer.
Vorverkauf s Tage voraus täglich 9 I u. 5 7.

Lchudecter W äſthſ iſt du
Volksbuchhandlung, Mittwoch, den 20. März 1918:

Mariiat 2 1. 3.

Alte Promenade II a.

JLieblingsfrau d. Naharadscha.

Halle (Saale), Harz 42/44. Feine fran, e Uefchauspielerin

Luſtſpiel in drei Aufzügen
v. Alfred Möller u. Lothar Sachs.
4341

rerurat Donnerstag den 19. März 1918:5738. Die Zauveröte.ICCDMMEMMIIIIIIIIII

konkrwabden Adam

45 neue Vorlagen für

Ein indisoher Liebesroman in 4 Akten. Kleider, gacken l. Wüſche.
mit Gunnar Tolnaes als Maharadscha. Vreis 75 Vfa.,

51
Verführuong: 300, 500, 700, 9230. 4347

Wotteon, dass I17
Ein heiteres Flmeapiel mit Versen in 2 Akten.

Zu beziehen durch die

Volke Buchhandlung
Halle a. d. S., Harz 42/44

ernruf 1224.

S DerAm Mittwoch den 20. März 1918 erfolgt der Verkauf von
Onark an folgenden Stellen Molkereibeſitzer Scharfe, Rudolf Haym
ſtraße 35, ſowie in nachbenannten Verkaufsſtellen der Niemberger
Molkerei, Beeſenerſtraße 1 (vormittags von 8--12 Uhr) und Linden-
ſtraße 52 (nachmittags von 2-6 Uhr).

Zugelaſſen zum Einkauf werden die Jnhaber der Lebensmittel-
ſcheine Nr. 21001 28000. Für jedes Kind vom vollendeten 6. bis
12. Lebensjahre wird /2 Pfund Quark auf den Abſchnitt 3 des Ein-
kaufſcheines über Molkereierzeugniſſe zum Preiſe von 37 Pf. ab
gegeben. Der Lebensmittelſchein iſt vorzulegen. Abgezähltes Geld
iſt bereitzuhalten. Gefäße ſind mitzubringen

Halle, den 19. März 1918. Der Magiſtrat.
Seefiſch- Verkauf.

Auf Grund der Bundesratsverordnung vom 25. September und
4. November 1915 wird der Verkauf der der Stadt überwieſenen
Seefiſche wie folgt geregelt

Der Verkauf wird am Mittwoch früh in den einſchlägigen be
kannten Geſchäften fortgeſetzt. Für jede Perſon eines Haushaltes
kann ca. ein halbes Pfund abgegeben werden. Die Preiſe ſind
in den Geſchäften deutlich ſichtbar angebracht.

Der Verkauf erfolgt auf Warenbezugſcheine Nr. 14, Abſchn. Nr. 154.
Zugelaſſen zum Einkauf ſind die gababer der Nummern der Lebens
mittelſcheine 38501 40000. W Papiermangels wird das
r erſucht, Papier oder Taſchen, Netze, Körbe uſw. mitzu

ringen.
Die Verkäufer ſind verpflichtet, die Abſchnitte 154 des Waren

bezugsſcheines 14 abzutrenner und zu Hunderten gebündelt im
Stadt Ernährungsamt, Zimmer 11, bingen fünf Tagen abzuliefern.

Zuwiderhandlungen werden gemäß der eingangs erwähnten
Bundesratsverordnung beſtraft. Auch kann die Schließung des
Geſchäftes oder die Entziehung des weiteren Verkaufs der ſtädtiſchen
Ware verfügt werden.

Halle, den 19. Februar 1918. Der Magiſtrat.
Auf Grund des 8 6 Ziffer 1 der Verordnung des Bundesrats

über die Errichtung von Preisprüfungsſtellen und Verſorgungs-
regelung vom 25. September 4. November 1915 (R. G. B. S. 607
und 728) wird folgendes angeordnet:

s 1. Alle Unternehmer oder Leiter von Betrieben in Halle,
in denen Milch erzeugt wird, ferner alle Perſonen, welche Milch
im Handel oder gemeinnützig abgeben, werden hiermit aufgefordert,
binnen 3 Tagen anzugeben, wieviel Milch ſie an den einzelnen
Tagen vom 11. 17. März 1918 an Verbraucher abgegeben haben,
ferner, wieviel Milch ſie an dieſen Tagen bezogen haben und von
wem. Für die Anmeldungen werden im Stadternährungsamte
(Marktplatz 22, Zimmer 35) Vordrucke ausgegeben.

s 2. Die Milchabgeber in e haben zugleich mit den Anmeldungen gemäß 8 12 der Verordnung e Magiſtrats vom
30. Jannar 1918 anzugeben, wieviele Kunden bei ihnen angemeldet
ſind, wie groß die Milchmenge iſt, welche an die Kunden abgeliefert
werden ſoll, und welche Mengen tatſächlich an die Kunden geliefert
worden ſind.

8 3. Wer dieſe Anmeldungen unterläßt, wiſſentlich unrichtige
oder unvollſtändige Angaben macht, wird gemäß S 17 der oben ge-
nannten Verordnung des Bundesrats mit Gefängnis bis zu ſechs
Monaten oder an Eeld bis 1500 Mark beſtraft.

Halle, den 18. März 1918. Der Magiſtrat.
Diejenigen Jnhaber von Kleinhandelsgeſchäften, welche Kunden-

liſten eingereicht haben, werden aufgefordert, Mittwoch, den 20.,
Donnerstag, den 21. und Freitag, den 22. März 1918, bei den von
ihnen gewählten Großfirmen den in dieſer Woche zum Verkauf ge
langenden Sirup abzuholen. Bekanntmachung über Regelung des
Verkaufs erfolgt ſpäter.

Halle, den 19. März 1918. Der Magiſtrat.
Wichtig für Seifenhändler!

Der OberUeberwachungs Ausſchuß der SeifenJnduſtrie wird
mit Genehmigung des Reichskanzlers einmalig eine zuſätzliche Menge
von 50 Gr. K. A. Seife für die Perſon zur Verteilung bringen.
Die Verbraucher ſollen durch dieſe er für den Ausfall
der auf 125 Gr. herabgeſetzten Seifenpulver Menge entſchädigt
werden, da infolge des Sodamangels an eine Heraufſetzung der
Seifenpulver Menge vorläufig nicht zu denken iſt. Die Abgabe
ſoll gegen Vorlage des Mittelſtückes der gültigen Seifenkarte er
ſolgen, wobei auf dieſes durch Stempel oder handſchriftlich der Ver
nerk geſetzt wird: „50 Gr. Feinſeife, April 1918* ie zuſäzlicheenge K. A. Seife kann der Händler durch die bisherigen Be
zugsquellen beziehen, wozu die Elnreichung der GSunpfangsbeſtäti
gungen ausnahmsweiſe nicht nötig iſt.

Halle, den 16. März 1918. Der Magiſtret.

Let
Beginn 4 Uhr.

8eginn 3 V.

Leipzigerstrasse 88.

Arnold Rieck
inezte am Tatort Der Wnvüüerrtedſcte Treodot

Schauspiel in 4 Akten. Lustspiel in 3 Akten.

Krieg
Cezchlectz Krauldeiten

Ein Wort an die Frauen.
Von Schweſter Lydia Rueohland,

Preis: 25 Pfg.
Zu beziehen durch die

Volks Buchhandlung,
Halle a. d. S., Harz 42/44.

SaX.:..,
Die am 1. April 1918 fälligen Zinſen der bei unſerer Stadt

hauptkaſſe hinterlegten Wertpapiere werden vom 21. März 1918 ab
in der Stadthauptkaſſe den Empfangsberechtigten bar ausgezahlt.

Als Ausweis iſt die Hinterlegungsquittung vorzulegen.

Halle, 15. März 1918. 8 Der Magiſtrat.
Jn letzter Zeit werden die Straßen der Stadt wieder ſehr

häufig durch Papier, Straßenbahnfahrſcheine, Scherben und dergl.
ſtark verunreinigt. Auch nach dem Abladen von Kohlen und dem
Abfahren von Aſche erfolgt in den ſeltenſten Fällen eine gründliche
Reinigung der Straßen. Es wird daher darauf hingewieſen, daß
nach Fs 5 und 6 der Straßen-Polizeiverordnung alle Verunreini-
aungen der Straßen, wozu auch das Wegwerfen von Papier gehört,
verboten ſind. Zuwiderhandelnde unterliegen nicht nur der Be
ſtrafung, ſondern ſind auch verpflichtet, die fortgeworfenen Gegen-
ſtände ſofort wegzuſchaffen und die betreffende Stelle gründlich zu
reinigen.

Entſteht durch Schneefall auf den Bürgerſteigen Glätte, ſo iſt,
ſobald es tagt und ſo oft im Laufe des Tages es zum Vermeiden
des Ausgleitens der Fußgänger erforderlich iſt, von den Eigentümern
der anliegenden Grundſtücke der Bürgerſteig nebſt Straßenüber-
übergängen mit Sand, Aſche, Sägeſpänen oder anderem dem Zwecke
entſprechenden Material zu beſtreuen Das Glandern auf Bürger-
ſteigen ſowie auf den nicht zu Fahrſtraßen beſtimmten Teilen der
öffentlichen Plätze und Promenaden iſt bei Strafe verboten.

Halle, den 15. März 1918. Die PolizeiVerwaltung.
Viehmarkt am 21. d. Mts.

Es wird darauf hingewieſen, daß der Antrieb des Viehes nicht
von 7—-10 Uhr, ſondern von 8—-9 Uhr erfolgen muß.

Halle, den 18. März 1918.

Der Magiſtrat. Die Polizeiverwaltung.
Es wird darauf hingewieſen, daß die Beſtimmungen über die

Regelung des Verkehrs mit Web, Wirk, Strick- und Schuh
waren auf den Jahrmärkten dieſelbe Anwendung finden, wie im
ſonſtigen geſchäftlichen Verkehr.

Der Bezug und die Verabfolgung der unter die Beſtimmung
fallenden Waren darf daher auch dort nur gegen einen von der
zuſtändigen Behörde ausgeſtellten Bezugſchein erfolgen.

Zuwiderhandlungen unterliegen außer ſonſtigen Maßnahmender Veſtrafuns des Verkäufers und unter Umſtänden auch des
äufers.
Halle, den 15. März 1918. Die Polizei Verwaltung.

zur Eintragung für den Bezug von

Nähearn a Leinenzwirn
legt von heute ab bis zum

25. März bei uns aus.
Die den gewerbswässigen Ver-
brauchern ausgestellten Bezugs-
Berechtigungen bitten wir bei uns
zur Bestellung der ihnen zu-
gewiesenen Garnmengen einzu-

reichen.

brummer 4 Benjamin
Grosse Ulrichstrasse 2225.

Freibank- Verkauf.
Zum Freibank- Verkauf am 20. r J. werden die Jnhaber

irnder ummern zugelaſſen: Um 7 Uhr Nr. 1951 2090, um
8 Uhr Nr. 2091 2230, um 9 Uhr Nr. 2231 2370, um 10 Uhr
Nr. 2371--2510, um 11 Uhr Nr. 2511--2650, um 12 Uhr Nr. 2651
bis 2790, um 1 Uhr Nr. 2791--2920, um 2 i Uhr Nr. 2921--3040,
um 36 Uhr Nr. 3041- 3150.

Halle, den 18. März 1918. Der Magiſtrat.
Für die Umzugszeit werden die Beſtimmungen über das polizei

liche Meldeweſen ſowie über die Friſten zur Räumung von Woh-
nungen vom 9. September 1910 zur Beachtung erneut in Erinne-
rung gebracht.

Halle, 16. März 1918. Die Polizeiverwaltung.
1. Jn der Zeit vom 1. bis 15. März 1918 ſind nachſtehende

Gegenſtände als gefunden hier abgegeben oder angemeldet
worden: 2 Geldtäſchchen mit Jnhält, 1 Geldſchein, 1 Hand-
taſche m. Jnh., 1 Broſche mit Photographie, 1 Perltaſche m.
Jnh., 1 Granatbroſche, 1 Glückwunſchbild, 1 Brille m. Futteral,
1 Hornklemmer m. Futteral, 1 Lederhandſchuh, 1 Paar Kinder
handſchuhe, 1 Frühſtückstaſche, 1 Krimmerſchal, 1 Schrauben
ſchlüſſel, 1 lebendes Huhn und verſchiedene Schlüſſel.

Jn derſelben Zeit wurden als verloren gemeldet: 1 Blau
fuchskragen, 1 ſchw. Mappe mit Jnh., 1 ſchw. Handtaſche m.
Jnh., 1 Fleiſch und 1 Brotmarke, 1 Skungspelzkragen, 1 Trau-
ring, 1 Brieftaſche m. Jnh., 1 ſchw. Fuchspelzkragen. 1 ſchw.
Geldtäſchchen m. Jnh. 1 br. Brieftaſche m. Jnh., i ſchw. Ladk
ledertaſche m. ſilb. Geldtäſchchen m. Jnh., 1 gold. Armbanduhr,
1 ſchw. Geldtäſchchen d. Jnh., 1 bunte Perltaſche m. ſämtl.
Lebensmittelſcheinen u. Jnh., 1 gold. Geldtäſchchen m.
1 gold. Ring, 1 Wagenkapſel, 1 Skunkspelzkragen, 1 Geldtäſ
chen m. Jnh., 1 Sack m. 4 Pfund Mehl, 50 Mk. Papiergeld,
1 rotes Geldtäſchchen m. Jnh., 1 graues Geldtäſchchen m. Jnh.,
1 Uhrarmband, 1 br. Lederhandſchuh, 1 gold. Kinderarmband,
1 rotbr. Geldtäſchchen m. Jnh., 1 gold. Broſche, 1 br. Geldtäſch
chen m. Jnh., 1 gold. Damenuhr, i Brillantnadel, 1 ſchw. Geld-
täſchchen m. Jnh., 1 Handtaſche m. Jnh., 1 Nickelklemmer im
Futteral, 1 dunkelbr. Geldtäſchchen m. Jnh., 1 dunkelgr. Leder
geldtäſchchen m. Jnh., 2 ſchw. Ledergeldtäſchchen m. Jnh.

Die unbekannten Eigentümer der unter 1 bezeichneten Gegen
ſtände werden aufgefordert, ihre Rechte innerhalb 6 Monaten
im Pol:zeiverwaltungsbureau, Dreyhauptſtraße 4, Zimmer 100.
geltend zu machen. Die nicht zurückgeforderten Gegenſtände
werden an die Armenderwaltung oder an den Finder abgegeben
werden.

Halle, d. 16. März 1918. Die volizeiverwaltung.

à Familien Nachrichten.

Statt beſonderer Anzeige.
Am Sonnabend, 16. März, früh entſchlief ſanft nach

kurzem Krankenlager, unſere liebe Mutter, Schwieger
Großmutter und Tante

wie Friederike Nützer Seüuize,
im 75. Lebensjahre.

Die Beerdigung findet am Mittwoch, 20. März, nach
mittags 3 Uhr von der Leichenhalle des Gertrauden-Fried-

hofes aus ſtatt.
Im Namen der trauernden Hinterbläebenen:

Willi Mützer.
(ge Kranzdpend Kroliwig, Dölauer-e e e 9ete- Qrea
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Nr. 66. 29. Jahrgang.

G6ladiderocdnecenverſannnn.

Die Beratung des Haushaltsplanes
wurde in der geſtrigen Stadtverordnetenſitzung begonnen, und
zwar wurden die Abſchnitte Gaswerk, Elektrizitäts
werk, Schlacht- und Viehhof, Straßenbahnen,
Friedhofsverwaltung, Leihamt, Alters- und
Pflegeheim und Theodor-Schmidt- Stiftung den
Stadtverordneten unterbreitet. Die Hauptarbeit hatten dabei
die Berichterſtatter mit der Verleſung der einzelnen Kapitel
zu leiſten. Die Gleichförmigkeit und Eintönigkeit dieſer Ver-
leſungen ward durch keinerlei Einwendungen der Stadtverord-
neten belebt, und allen den einzelnen Haushaltsplänen ſtimmte
man debattelos zu. Wir haben einzelnen dieſer Etats bereits
zuſammenfaſſend beſprochen. Als erwähnenswert ſei hier nur
die Bemerkung des Berichterſtatters des Haushaltsplans des
Gaswerks (Weſchke) verzeichnet, daß der bei der ſtädtiſchen
Gasanſtalt aufgeſtellte Rechmingsabſchluß wahrſcheinlich eine
weitere Erhöhung der Gaspreiſe notwendig machen
werde Auch bei den übrigen Vorlagen der Tagesordnung
hatten in der Hauptſache die Berichterſtatter der Ausſchüſſe das
Wort, und nur die Verpachtung eines ſtädtiſchen Grundſtücks
führte eine kürzere Ausſprache herbei. Die Mehrheit der
Stadtverordneten erwies ſich indes den kritiſchen Einwänden,
die namentlich Stadtverordneter Genoſſe Em mer vorbrachte,
nicht zugänglich; ſie ſetzte ſich durch unveränderte Annahme
der Magiſtratsvorlage darüber hinweg.

Unter den Eingängen befand ſich u. a. die Beſchwerde
eines Halliſchen Bürgers, der ſich bisher vergeblich hemüht hat,
drei Zentner ungenießbare Kartoffeln von der
Stadt erſetzt zu erhalten. Die Beſchwerde wird dem Magiſtrat
zur „Erledigung“ überwieſen. Jn einer zweiten Petition
beſchwert ſich ein Herr Hermann Roſenberg über die Zuſtände
auf dem Kinderſpielplatz auf dem Kl. Berlin. Er behanptet,
daß hier der Unfug und die Zerſtörungsluſt der Kinder einen
geradezu gemeingefährlichen Umfang angenommen hätten und
verlangt, den Platz durch Anpflanzung in Anlagen umzuwan-
deln. Seine Petition geht an den Petitionsausſchuß.

Der erſte Punkt der Tagesordnung betraf die Mittel-
bewilligung für die Wanderaus ſtellung Das
Kleinkind. Der Magiſtrat hat beſchloſſen, die Wanderaus-
ſtellung des Zentralinſtituts für Erziehung und Unterricht in
Berlin: Das Kleinkind nach Halle kommen zu laſſen und für
die Ausſtellung die Zeit von Mitte April bis Mitte Mai in
Ausſicht zu nehmen. Die Koſten dafür ſind mit 2300 Mark be-
rechnet. Sie wurden von den Stadtverordneten anſtandslos
bewilligt.

Unter Gründung einer neuen Stelle forderte der
Magiſtrat, die Leitung der Beratungs- und Fürſorge-
Abteilung des ſtädtiſchen Kriegshinterbliebe-
nen-Fürſorgeamtes einer ſozial geſchulten Frau zu
übertragen und für die neu zu gründende Stelle, welche keine
Beamteneigenſchaft erhalten ſoll, ein Gehalt von zunächſt 1800
Mark jährlich (zuzüglich der üblichen Teuerungszulage und
Kriegsbeihilfe während der Dauer des Krieges) aus dem ge-
meinſchaftlichen Dispoſitionsfonds des Kämmerei-Haushalts-
planes zu bewilligen. Aus der Begründung der Magiſtrats-
vorlage iſt zu entnehmen, daß in der Abteilung der ſtädtiſchen
Kriegshinterbliebenen-Fürſorge, welche hauptſächlich in der die
ne Fürſorge ergänzenden ſtädtiſchen Fürſorge für

rauen und Kinder durch Beihilfen aus dem Fonds für Kriegs-
interbliebenen- Fürſorge und andern privaten Mitteln beſteht,

zurzeit drei beſoldete Mitarbeiterinnen und 132 ehren-
amtliche Helferinnen beſchäftigt ſind. Die Zahl der in Für-
ſorge ſtehenden Witwen beträgt jetzt 1400, die der Waiſen
4600. Da die zu leiſtende Arbeit ſtändig wächſt, einen immer
größeren Umfang annimmt und die ganze Einrichtung auch
eine dauernde ſein wird, iſt, nach Anſicht des Magiſtrats, die
Schaffung einer beſonderen Stelle ohne Beamteneigenſchaft
nicht mehr hinauszuſchieben. Die Vorlage wurde von den
Stadtverordneten widerſpruchslos angenommen.

Einer Verſtärkung des Zuſchuſſes an die Ge-
ſellſchaft für Säuglingsſchutz für die Rechnungs-
jahre 1917 und 1918 in Höhe von ſe 4000 Mk., zuſammen 8000

ark, ſtimmte die Verſammlung gleichfalls zu.

Der Sonnenwirt.
Roman von Hermann Kurg.

Wut und Haß traten auch jetzt wieder an die Stelle der Weh-
mut; ohnmächtige Racheblike ſendete er hinab, und ſein abge-
hetztes Hirn begann zu wirbeln, ſo daß er ſich dem Wahnſinn
nahe fühlte und es geraten fand, ſich mit der Tagd nach Wild
eine Beſchäftigung aufzuerlegen, um der Hetzſagd ſeiner Ge
danken zu entgehen. Auch war es Zeit für ihn, das Feld zu
räumen, denn die Mäher kamen da und dort aus dem Flecken
82 und ihre Senſen blitzten in der Sonne. Bald gehörte

ie Welt, mit Ausnahme der Waldwinkel und Diebesherbergen,
wieder den Menſchen, die in den Schranken des Lebens blieben
und ſich unter das Geſetz beugten. Sein Platz war nicht mehr
hier, und wenn er dem Lichte des Tages zu trotzen wagte, ſo
turfte er ſich bald wieder auf das wilde Geſchrei der Menſchen-
jagd gefaßt halten.

Er ging in den Wald und zog aufmerkſam ſpürend einen
e Bogen, der ihn zuletzt wieder. eine qute Strecke unter-
albd ſeines Vaterortes, gegen das Tal herausführte. Er be-

fand ſich hier an einer ſteilen Bergſeite über einem ganz engen
Seitentälchen, das in der Urzeit nur eine Schlucht geweſen war
Ein dünnes Vächlein rieſelte durch den Grund nach dem
größeren Tale hinauns, und neben dem Vächlefw. lief ein
chmaler Weg hin, kaum für kleine Fuhrwerke befahrbar. Das
ächlein und der Weg füllten den Grund des kleinen Ein

ſchnittes völlig aus; über dem Vächlein hing der ſteile Berg-
wald, wie eine beinahe gerade Wand, und von dem Rande des
ſchmalen Weges an ſtieg die entgegengeſetzte Wand, ſich ſanfter
zurücklehnend, nach der Anhöhe empor, die das größere al be
renzte. Auf dieſer nicht ſo ſteil geneigten Seite zogen ſich
jeſenſtücke vom Tal herein und von der Höhe herab bis an

den Rand des Weges, aber von Wald unterbrochen, der ſich an
einzelnen Stellen von der ſteilen Bergwand her über das
Vächlein auch auf die andere Seite verbreitet hatte, ſo daß der
ſchmale Weg ſich oft im Walde zu verlieren ſchien. Das Täl-
chen war ſo itill, daß das Wild hier oft bie an den Weg herunter-
kam, um aus dem BVächlein zu trinken.

Er zog ſich an der ſteilen Vergſeite bin und geriet in eine
Vertieſung, die von oben nach dem Tälchen herablief, wie ſie.
vom Volke Klingen genannt in den vielfach eingeſchnittenen
Vergwäldern ſich häufig finden. Ein Erdaufwurf, mit Moos
und Waldgras bewachſen, hinderte ſeinen Schritt. Er blieb
ehen und beſann ſich. „Richtigl!“ ſagte er, „hier am Kirn-
rg, weit ab von ihrer Gemeinſchaft, haben ſie ſich einge

ſcharrt, armer Küblerfritz! Wenn einer des Wegs daher-
kommt. ſo geht er gewiß ſchen vorüber und denkt in ſeinem

erzen: e ich danke dir, daß ich kein ſolcher bin. Bei
acht wird ſich vollende gar Hner herwagen, und doch klerbſt
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du ſicherlich auf deinen trotzigen Ellbogen ruhig liegen, denn der

Beilage zum Vo
Die Herrichtung des Florabades für Zwecke

der Jugendpflege erfordert eine Summe von 6900 Mk.
Sie wurde von den Stadtverordneten genehmigt.

Für das Nah rungsmittel Unterſuchungsamt
wurden 1300 Mk. nachbewilligt.

Einrichtung des Güterverkehrs auf den Straßen
bahnen.

Die Einführung des Güterverkehrs auf den ſtädtiſchen
Straßenbahnen, die bereits die Zuſtimmung des Haushalts-
ausſchuſſes gefunden hat, wird in der Magiſtratsvorlage u. a.
wie folgt begründet:

„Aus den durch die lange Dauer des Krieges hervorgerufe-
nen und ſich wahrſcheinlich noch ſteigernden Beförderungs-ſchwierigkeiten in der Privat und Kriegswirtſchaft ergikt ſich
die zwingende Notwendigkeit, die Straßenbahnen dem
Gütertransport e nutzbar zu machen mit dem Ziel, den
Transport von Maſſengütern von der Bahn und zur Bahn und
damit die Be- und Entladung der Eiſenbahn-Güterwagen zu
beſchleunigen und ſo deren Ausnutzung im allgemeinen vater-
ländiſchen Intereſſe zu ſteigern. Jn faſt allen größeren Städten
iſt ein regelmäßiger Güterverkehr bereits ſeit längerer Zeit
eingeführt oder iſt deſſen Einführung in die Wege geleitet

Der Güterverkehr ſoll in der Weiſe eingerichtet werden, „daß
die auf dem Güterbahnhof ankommenden oder dahin zu beför-
dernden Güter auf Rollwagen uſw. verladen werden, die in
feſter oder loſer Verbindung auf neu zu beſchaffende Roll-
böcke oder Untergeſtelle geſetzt und durch die überſchüſſigen
Motorwagcen an- und abgeſahren werden. Da hierzu verwend-
bare Untergeſtelle von alten Motorwagen bei der Straßenbahn
nicht vorhanden ſind und, wie durch Umfrage feſtgeſtell: wurde,
auch von anderen Bahnen nicht zu erlangen waren, ſind wir
auf die Beſchaffung von Rollböcken angewieſen. Von der Ver-
mittlungsſtelle Deutſcher Straßenbahnen wurden verſteilbare
Rollſchemel der Straßenbahn Güterzug Studiengeſellſchaft
(Syſtem Bräuer-Hartmann) empfohlen. Da eine Beſichtigung
derſelben an Ort und Stelle und im Betxiebe der Straßenvahn
zu Diſſeldorf, die ſie in Verbindung Mit beſonderen Auto-
mobilanhängern eingeführt hat, befriedigte, hat der Magiſtrat
alsbald der großen Dringlichkeit wegen ohne die Zuſtim-
mung der Stadtverordnten- Verſammlung abwarten zu können

12 Rollſchemel zum Preiſe von 4200 Mk. für das Stück und
12 auf dieſe aufzuſetzende Automobilanhänger mit einer Trag-
fähigkeit bis zu 100 Zentnern zum Preiſe von 4500 Mk. für das
Stück beſtellt Die Beförderung eines beladenen An-
hängers (einſchl. leerer Hin- oder Rückfahrt) verurſacht nach
vorgelegter Berechnung der Straßenbahndirektion bei einer
durchſchnittlichen Entfernung von 3 Kilometer auf volle Mark
abgerundet 14 Mk. Unkoſten. Es empfiehlt ſich die Einführung
eines Tourentarifs (alſo nicht eines Gewicht tarifs), der
in folgender Höhe vorgeſchlagen wird:

bei einer Benutzungsdauer für jede weitere
Entfernung: zig 3 Stunden bis 4 Stunden Stunde

vis 3 m 14,00 20.00 5 A mehr
über 3 km 20,00 26,00 5 mehr

Bei einer durchſchnittlichen Beladung eines Anhängers mit
nur 70 Zentnern (Höchſt-Ladegewicht 100 Zentner) beträgt da
her die Beförderungsgebühr: e

bei einem Satze von 14,00 rd. 20 4 für 1 Zentner,
bei einem Satze von 20,00 rd. 29 4 für 1 Zentner, und
bei einem Satze von 26,00 rd. 37 3 für 1 Zentner.
„Da die Einrichtung vorläufig nicht als dauernd, ſondern

nur als durch die Kriegsverhältniſſe bedingt anzuſehen iſt,
ſollen ſämtliche Koſten Einnahmen und Ausgaben auf
Kriegsfonds verrechnet werden. Bei genügender Beteili-
gung, woran nicht zu zweifeln iſt, dürften die Auslagen in
1 Jahren gedeckt ſein.“

Stadtverordneter Kallmeyer: Jn anderen Städten be-
ſteht der Güterverkehr auf den Straßenbahnen ſchon länger.
Wir haben uns bei der Beſichtigung der Anlagen in Düſſſel-
dorf überzeugen können, daß unangenehme Störungen des
Straßenlebens durch den Güterverkehr nicht zu befürchten ſind.
Die Güter werden durch beſondere (ältere) Motorwagen ge-
ſondert vom übrigen Straßenbahnverkehr befördert werden.
Die Umſtellung der Wagen vom Straßenbahngleis in die An
weſen der Güterempfänger läßt ſich in zwei bis drei Minuten
bewerkſtelligen. Wenn bei größerer Ausdehnung der Güter-
beſtellung die überſchüſſigen Motorwagen der Straßenbahn

du ruhig fort im kühlen grünen Wald. Hier iſt dir's wohler,
als auf dem Kirchhof neben den anderen mit ihrem „Wahren
Chriſtentum“. Hätt' ich dran gedacht, ſo wär' ich heut nacht
ber dir eingekehrt, alter Kamerad. Dafür will ich dir jetzt
ein wenig Geſellſchaft leiſten.“

Er ſetzte ſich auf den verrufenen Hügel und pflog mit ſeinen
Gedanken Verkehr. Da ſie ihm aber zu wild wurden, ſtand
er wieder auf und ging weiter vorwärts bis er zu einer alten
Buche kam, die ihm beguem zum Anſtand ſchien. Das Gewehr
in den herabhängenden Händen haltend, lehnte er ſich an den
Baum und ſtarrte in den blauen Himmel empor. Es war ſo
ſtill, daß der Ton des Mährns von draußen, wie er glaubte,
in dieſe Cinſamkeit zu ihm drang. Da weckte ihn ein Geräuſ
in der Nähe. Er blickte hin und erhob leiſe das Gewehr. Auf
einer kleinen Lichtung, unter der Stelle, wo er ſeinen Stand
genommen, war ein Hirſch herausgetreten. der lauſchend ſtehen
blieb. Er legte an, zielte und wollte abdrücken, zog aber in
dieſem Augenblicke das Gewehr zurück, da er die Urſache ent-
deckte, die den Hirſch zurückgehalten und ihm ſchußgerecht ge-
bracht hatte. In der Richtung des Schuſſes, auf einer Wieſe
an der Bergſeite gegenüber ſah er zwei Männer mähen; das
Rauſchen der Senſen hatte das ſcheue Tier ſtutzig gemacht, ohne
daß es vor dem zu dieſer Zeit gewohnten Tone floh. Die
Wieſe war ſo nahe, daß ein Fehlſchnuß den Männern Gefahr
bringen konnte. Er hielt das Gewehr unſchlüſſig in den Hän
den und blickte hinüber da ſpinnten ſich auf einmal alle
ſeine Muskeln und ſeine Augen traten hervor: der eine der
beiden Männer war der Fiſcher! Er dachte nicht daran, welche
jämmerliche Armut dieſen Menſchen getrieben haben mußte,
um eines elenden Taglohnes willen ſich in dieſes abgelegene
Tälchen zu wagen, während er in jedem Winkel der Gegend
ſeinen ſchwergereizten Feind nach dem er ſoeben noch geſchoſſen,
zu vermuten hatte er dachte nur an ſeinen wiederholten
Schwur, den erſten der drei gedungenen Verfolger, der ihm
vor die Mindung kommen würde, zu bezahlen. „Hab' ich dich
Mordhund!“ ſagte er, die Lippen lautlos bewegend. Er legte
das Gewehr wieder an und richtete es ſeitwärts von dem Hirſche
der noch immer gegen die Wieſe hinablauſchte, gegen das in
ſeinen Schuß gekommeve Menſchenwild. Es bedurfte eines
leichten Drucks und ſeine Rache war gekfühlt, der Eid, zu deſſen
Sklaven er ſich machen wollte, war eingelöſt. Was hielt ihn
zurück?

Er zog das Gewehr wieder an ſich und blickte lange auf den
Menſchen, der ſo oft das feindliche Werkzeug gegen ihn abge-
eben, der vor wenigen Stunden noch ans Haß und Geld tier
eine Kugel auf ihn abgeſchoſſen hatte. Jn dieſem unbedenten-

den Wenſchen ſah er alle verſammelt. die ihn gedrückt, die ihn
aus dem Geleiſe gedrängt und endlich von der Bahn ſeiner
rechtmäßigen Anſprüche hinabgeſtoßen hatten. Er ſah die
feige Unredlichkeit an der Tafel des Lebens ſchmauſen und ſich

lksblatt.

Kirnbach da drunten iſt viel zu klein für deinen Durſt. Schlaf
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=„JÜF n p2 7=zxjvC[ mnicht ausreichen ſollten, ſo läßt ſich eine neue Erfindung

eckmäßig und billig verwenden. Es ſind dies kleine,
räuer u. Hartmann erfundene Motorwagen, durch die ſich

große Laſten mit geringen Unkoſten befördern laſſen.
Die Stadtverordneten bewilligten hierauf die Vorlage,
Abtragung der Reſtſchuld für die Stadtbahn.

In der Magiſtratsvorlage wird hierzu u. a. folgendes ausgeführt: „Die Stadtgemeinde Halle hat auf Grund des
meindebeſchluſſes vom 9. und 26. Februar 1917 am 1. April
1917 von der Allgemeinen Elektrizitäts- Geſellſchaft in Berlin
das Stadtbahnunternehmen zum Preiſe von 4 900 000 Mk. käuf-
lich rben. Bezüglich des Kaufpreiſes wurde folgendes ver-
einbart:

„1 000 000 Mk. iſt in bar bei der Uebergabe zu zahlen. DerReſt wird gegen 5 Prozent Jahreszinſen in der Weſſe geſtun

det, daß am 1. April 1918, 1919 und 19120 je eine Million Mark
und am 1. April 1921 909 000 Mk. zuzüglich der aufgelaufenen
Zinſen des dann noch rückſtändigen Betrages bar zu zahlen
ſind. Die Stadtgemeinde iſt berechtigt, ſich jeder Zeit von ihrer
Schuld ganz oder teilweiſe nach zuvoriger Anzeige mit ein-
monatiger Friſt durch Zahlung vor Fälligkeit zu befreien.“
Am 1. April 1918 würde verabredungsgemäß der zweite Teil-
betrag von 1 000 000 Mk. zu zahlen ſein. Die Sparkaſſe
der Stadt Halle iſt ſedoch bereit, der Stadtgemeinde zur
Abtragung der geſamten Reſtſchuld von 3 900 000 Mk. ein ent
ſprechendes zweites Darlehen zu gewähren, welches mit dem
erſten Darlehen zuſammen künftig mit 435 Prozent zu ver
zinſen und mit 2 Prozent zuzüglich der durch die fortlaufende
Tilgung erſparten Zinſen vom 1. Mai 1918 ab zu tilgen iſt.
Der Magiſtrat hat beſchloſſen, das Angebot anzunehmen und
bereits alles Erforderliche in Re Wege geleitet. Die Stadt
rerordneten ſtimmten für die Vorlage.

Ackerverpachtungen. Die Verpachtung des zwiſchen
dem Klausberge und der Seebener- und Trothaer Straße be
legenen Ackers an den Landwirt Ohmann zum Preiſe von

Mk. je Morgen auf ſechs Jahre fand das Einverſtändnis der
Stadtverordneten. Dagegen wurde gegen die Bedingungen,
zu denen der Magiſtrat den ehemals Wolterſchen Acker in der
Wörmlitzer Flur an die Halliſche Aktienbrauerei
verpachtet hat (zum Preiſe von 45 Mk. je Morgen auf die
Dauer von ſechs Jahren) von einigen Stadtverordneten Wider
ſpruch erhoben.

Stadtv. Genoſſe Emmer: Der gegenwärtige Pächter des
Ackers, Landwirt Schreiber, deſſen Pachtvertrag noch bis zum
80. September 1918 läuft, hat mit 35 Mk. für den Morgen viel
zu wenig Pacht gezahlt. Denn er hat von dem Acker 30 Mor
gen Kartoffelland an kleine Leute verpachtet, den Morgen
für 100 Mark. Allein daran hat er 340 Mk. mehr verdient,
als was er an Pacht zahlt, und überdies hatte er noch den
Nutzungsvertrag von 46 Morgen völlig frei. Die Stadt ſolle
dieſe 46 Morgen an kleine Leute als Kartoffelland zum Preiſe
von 45 Mk. je Morgen verpachten.

Stadtv, Kühme hält den vom Magiſtrat feſtgeſetzten Pacht
preis für angemeſſen; der betreffende Acker ſei der ſchlechteſte
Ackerboden in der ganzen Umgebung.

Hſdtv. Gieſe beantragte nochmalige Ausſchreibung des
ers.

Nachdem noch Stadtrat Dr. Kinne für den Magiſtrats-
antrag geſprochen hatte, wurde der Antrag von der Mehrheit
der Stadtverordneten angenommen.

Es folgte die
Beratung des Haushaltsplanes für 1918.

Den Bericht über den Haushaltsplan des Gas
werks erſtattete Stadtv. Weſchke. An ſeinen Ausführungen
war die (eingangs dieſes Berichts ſchon erwähnte) Ankündi-
gung bemerkenswert, daß ein weiteres Steigen der Keh
lenpreiſe ſehr wahrſcheinlich wieder zu einer

neuen Erhöhung der Gaspreiſe
führen werde. Die Stadtverordneten nahmen dieſen Haus
haltsplan debattelos an, und auch an das Verleſen der wichtig
ſten Abſchnitte der Haushaltspläne des Elektrizitäts
werkes, des Schlacht- und Viehhofes, der Stra-
ßenbahnen, der Friedhofsverwaltung, des Le i h
amtes, des Alters- und Pflegeheims und der Theo-
dor-Schmidt- Stiftung knüpften ſich keinerlei kritiſchen
Erörterungen; alle dieſe einzelnen Etats wurden widerſpruchs
los ſamt und ſonders genehmigt. Damit ſchloß die Sitzung.

ſelbſt in die Wiſdnis hinausaeſtoßen Und waren die Un
ſchuldigen, welche ſeiner rettungsloſen Verzweiflung noch zum
Opfer fallen ſollten, von welchen einer bereits den Reigen be
gonnen hatte, waren ſie nicht eines Schuldopfers wert? Hier
ſtand einer ſeiner Kugel preisgegeben, der ſich über und über
mit Schuld an ihm bededt hatte. Wenn der Weg des Ver-
brechens, wie auch der rohe und verworren denkende Menſch ſich
wünſcht, durch den Gedanken der Rache an der ungerechten
Heſllſchaft eine gewiſſe Weihe erhalten ſollte, ſo winkte ihm
hier an der Pforte der Hölle eine Rachetat, bei welcher er ſich,
um Recht und Gerechtigkeit betrogen, ſo hoch berechtigt fühlte,
Richter in eigener Sache zu ſein, daß er ſein neues Leben
richt beſſer einweihen zu können meinte. Warum zögerte ſein
Finger am Drücker?

Viermal zielte er und viermal ſetzte er wieder ab.
Der Mencch. wer er auch ſei, trifft Stunden in ſeinem Leben,

wo er tief in ſich blicken kann und gewahr wird, daß eine
Stimme des Wahnſinns in ihm ſchlummert, die zuzeiten er
wacht. Es ſteht einer im Gebirge an einer jähen, ſchwindeln-
den Felſenwand, da taucht plötzlich die Stimme in ihm auf
und ſagt ihm. Spring da hinab. Oder er hat einen Freund
bei ſich, der ihm nie etwas zuleid getan, der ſich ihm aber feuer-
ſeſt erwieſen hat; die Stimme ſagt: Gib ihm einen Stoß, daß
er hinunter fliegt. Die menſchliche Geſellſchaft, die für ihren
Beſtand zu ſorgen hat, macht mit Recht den Menſchen verant
wortlich, damit er dieſer Stimme nicht gehorcht. Wer in ſeiner
geſunden Kraft wandelt, der kämpft ſie leicht nieder und lächelt
uber ſie, wie der Menſch über die Sprünge ſeines tieriſchen
Jerrbildes lächelt. Wo aber Leidenſchaft, wo Haß und Rache
die Stimme beflügeln, da wird der Kampf ſchwerer. Und doch
wird jeder, der in den dunkelſten Stunden ſeines Lebens ſein
menſchlich Teil gerettet oder verloren hat, Zeugnis geben, a
eine innere Bewegung mit der Gewalt einer unſichtbaren M
eingegriffen und ſeiner Hand ein Halt geboten hat. Selbſt im
Kriege, beſonders wenn der einzelne den einzelnen gegenüber
ſteht, wird es oft der mord gewohnten Hand ſchwer. einen neuen
Mord zu begehen. Nur die Henker Fyr von jener inneren
Macht ſo fürchterlich verlaſſen, daß ſie mit kaltem Blute die
Rache der Geſellſchaft an einem rohen Verletzer einer rohen
Ordnung vollziehen können. Und oft ſelbſt dieſe nicht!

Kampf und Wut und Sehrecken umnebelten den Geiſt des
ausgeſtoßenen Sohnes der Geſellſchaft, der ſich vergebens be
redete, daß er mit kaltem Blute in dem Kriege, welcher gegen
ihn geführt wurde, ſeinen Feind niederſchießen könne. Seine
Rachegedanken waren ihm wüſt und unklar durch die Seele
gegangen; ſie ſchwanden hin und gänzliche Verwirrung ſeiner
Sinne blieb zurnck in welcher nichts von Haß und Rache,
nichts von Bewußtſein mehr war, in welcher nur jene dunkle
Stimme fort und fort flüſterte: „Tu's! tu'sl du mußt es
tunl“

Fortſetzung folgt.



Halle und Saalkreis.
Halle, den 19. März 1918

Oer Tauſchhandel im Geſchäftsverkehr.
Das folgende Erlebnis in einem Geſchäftsladen in Son

dershauſen wird dem Deutſchen mitgeteilt: kaufte in
ſigen Geſchäft am S81. eine Rolle Zwirn

ür fünf Mark im Frieden 86 und 40 Pf. da ſah ich
noch Hemden liegen, es war noch Friedensware. ie Frau
verlangte 7 Mk. Jch ſuchte mir 8 Hemden aus, und wollle ſie
nach 4 Wochen abholen, nachdem ich mir das Geld zuſammen
geſpart hatte. Als ich die Hemden ausſuchte, kam eine Frau
vom Dorfe in den Laden und fragte auch nach den Hemden.
Da war der Preis gleich um 2 Mk. geſtiegen. Auf meine Frage,
daß ſie doch eben 7 Mk. und jetzt 9 Mk. für die Hemden ver-
langte, erklärte die Geſchäftsfrau: „Ja, an die Bauern
verkaufeich überhaupt nicht, wenn ſie mir nicht
Lebensmittel bringen. Heute nun, wo ich die Hemden
abholen kam und die Bezugſcheine habe, verlangt die Frau
10 Mk. für die Hemden und erklärt, daß ſie nur gegen
dalen t verkauft und verweigert mir diedemden, obwohl ich die Bezugſcheine habe. Auf meine Nach-
frage nach zwei wollenen Tüchern erklärte ſie, für das eine
bekäme ſie A5 Mark und zwei Brote und für das andere
25 Mark und eine Mandel Eier. Als ich nun noch
nach verſchiedenen Sachen fragte, erklärte ſie, die wären be
ſtellt, dafür bekäme ſie Lebensmittel.“

Der Einſender nennt das Verhalten der Geſchäftsfrau
empörend. Das iſt es, aber dieſer Tauſchhandel iſt heute im
Geſchäftsverkehr ſehr weit verbreitet und in allen Städten,
auch in Halle, zu beobachten. Wirklich empörend iſt aber noch
ein anderer Umſtand. Wenn arme Leute aus den Sädten auf
die Dörfer hinausziehen, getrieben vom Hunger weil von den
behördlich zugeteilten Lebensmittelrationen kein Menſch leben
Jann, dann laufen ſie Gefahr, von dem Gendarmen ange-
halten zu werden, der ihnen die für ſchweres Geld gekauften
Lebensmittel wegnimmt und ſie noch obendrein zur
Anzeige bringt. Denn der „Schleichhandel“ iſt ja verboten.

Aber im Geſchäftsleben iſt dieſer Schleichhandel in der oben
geſchilderten verſteckten Form weit verbreitet und er entzieht
der Allgemeinheit ebenfalls beträchtliche Nahrungsmittel. Aber
dieſe Art Tauſchhandel iſt nicht kontrollierbar, er blüht und
wuchert „unterirdiſch“. Viele Geſchäftsleute verſorgen ſich auf
dieſe Weiſe nicht nur reichlich mit leckeren Lebensmitteln, ſon-
dern es wird der Bevölkerung auch andere Ware, deren ſie
dringend bedarf, vorenthalten, weil ſie als gutes Tauſchobjekt
dient. Der oben geſchilderte Vorgang aus Sondershauſen iſt
dafür ſehr lehrreich. Die Verbraucher aber werden ſo doppelt
benachteiligt. Wahrlich, die Kriegsnöte des Volkes nehmen
immer empfindlichere und abſtoßendere Formen an.

Zuſammenlegung von Bäckereibetrieben.

Unter dieſer Ueberſchrift verbreitet das W. T. B. folgendes
Infolge des außerordentlichen Mangels an Kohlen hat es

fich in den vergangenen Monaten als unbedingt erforderlich er
wieſen, in verſchiedenen Ortſchaften Zuſammenlegungen der
Bäckereibetriebe durchzufhren. Da die Schwierigkeiten auf
dem Gebiete der Kohlenverſorgung ungeachtet ſehr eingreifen-
der BVeſchränkungen des Wirtſchaftslebens leider noch nicht
bchoben werden konnten und die Väckereien im Kohlenverbrauch
der Städte und Ortſchaften eine beträchtliche Rolle ſpielen, er-
ſchien es geboten, die Möglichkeit einer weitgehenden Kohlen-
erſparnis durch weitere wirtſchaftsorganiſatoriſche Maßnahmen
im Bäckereigewerbe zu verfolgen. Die vorzunehmenden Maß-
nahmen werden wie bisher unter Mitwirkung der Kriegsamts-

den Kommunalverbänden überlaſſen. Durch
ufſtellung gewiß Richtlinien iſt aber eine gleichmäßige und

den berechkigten Jntereſſen des Bäckereigewerbes Rechnung
tragende Durchführung ermöglicht worden. Nach Erörterung
mit Vertretern des Bäckereigewerbes erſcheint es zunächſt ge
boten, daß dort, wo die Vacköfen mit Holz oder Torf geheizt
wetden, oder von der Kohlenheizung zur Torfheizung über-
egangen werden kann, eine Zuſammenlegung der Bäckereien,t ja der Kohlenerſparnis wegen vorgenommen wird, unter-
lebt. Bei der Benurteilung der Frage, in Bäckereien welcher

Art der Kohlenverbrauch un verhältnismäßig groß iſt, ſollen
die erforderlichen Unterlagen durch eingehende Erörterung mit
Sachverſtändigen und durch Prüfung jedes einzelnen Falles
geklärt werden; insbeſondere ſoll nicht davon ausgegangen
werden, daß der Großbetrieb dem handwerksmäßigen Betriebe
im Bäckereigewerbe grundſätzlich überlegen iſt. Es wird anzu-
ſtreben ſein, das Verhältnis zwiſchen Großbetrieb und hand-
werksmäßigen Betrieb bei der Zuſammenlegung nicht weſent
lich zu verſchieben. Da, wo Zuſammenlegungen von Bäckereien
ſich als notwendig ergeben. wird mit Vertretern der Groß-
bäckereien und mit Vertretern der handwerksmäßigen Betriebe,
insbeſondere mit der zuſtändigen Bäckerinnung, nach Möglich-
keit die Durchführung einer freiwilligen Zuſamnien-

I werden, ferner wird darau ein,h her ver h eherar zu n Wahrnhmung e See goeteneu u ne enwird. Be leſen Kerhanb lungen wird v ſein,
wie die ſtillgelegten Betriebe zu entſchädigen

Schließlich iſt noch darauf hinzuweiſen, daß die Befürchtun
gr im W der Zuſammenl würde an eineiederaufhebung der Raſikbaaperbots
durchaus unzutreffend ſind. Seitens der Reichs ein
wird nach wie vor an dem Nachtbackverbot feſtgehalten, u
Fe kann es auch nicht V wenn Ausnahmen von dem
Nachtbackverbot zu dem Zweck bewilligt werden, um eine ſtärkere
Konzentration des Bäckereigewerbes zu ermösglichen.

Erhöhung der Freiſchpreiſe.
Das Kriegsernährungsamt teilt mit: Nach der

Verordnung über die Preiſe der land wirtſchaftlichen Erzeugniſſe
aus der Ernte 1917 und für Schlachtvieh vom 9. März 1917
werden außer dem beften Schlachtvieh (A-Klaſſe) mit 90 Mark
Einheitspreis für 50 Kilogramm Lebendgewicht ausgemäſtete
oder vollfleiſchige ältere Tiere (Ochſen und Kühe über 7 Jahre.Bullen über 5 Jabre) und angefleiſchte Tiere (Ochſen, Zullen,
Kühe und Färſen) jeden Alters mit 6 Unterklaſſen ſogenannte
B-Klaſſe) je nach dem höheren Gewichte beſſer (zwiſchen 60 und

Fs für 50 Kilogramm Lebendgewicht) bei der Abnahme
ezahlt.

Auf dieſe Staffelung wird es zurückgeführt, daß viele Beſitzer
lieber unausgenützte Kühe, alſo Milchtiere, abſtoßen, die wegen
ihres höheren Gewichts einen höheren Erlös bringen als die
geringgewichtigen Jungrinder. Das Kriegsernährungsamt hält
es deshalb für geboten, bis auf weiteres für alle in die B-Hlaſſe
fallenden Tiere einen Durchſchnittspreis von 80 Mark für den
Zentner Lebendgewicht einzuſetzen. Von dieſer Preisfeſtſetzung,
die eine vorübergebende und geringe Erhöhun des
Kleinhandelsfleiſchpreiſes um etwa 216 Pfennig
ſür die Wochenkopfmenge zur Folge hat. wird erwartet, daß die
Landwirte ſtatt der Kühe in erhöhtem Maße das Jungvieh ab-
geben, ſo daß der Kuhbeſtand für die beginnende Weide- und
Grünfutterzeit, ſoweit als irgend möglich, geſchont werden kann.
Vom Kriegsernährungsamt iſt am 15. März eine entſprechende
Verordnung erlaſſen worden.

Neue Bekanntmachungen.
An Lebensmitteln gibt es am Mittwoch Fier in der Tal-

amtſchule auf die Nrn 42 001- 47 000; Seefiſche auf die Nrn.
3* 501-——40 000; OQuark für Kinder auf die Nrn. 21 001——28 0090.

Schuhe gibt es nur „in dringendſten Notfällen“! Die
Reichsbekleidungsſtelle hat die Bezugseſcheinausferti-
gungsſtellen angewieſen, von jetzt ab Bezugſcheine auf
Schuhwaren nur in dringendſten Notfällen (z. B. voll
ſtändiger Verluſt ſämtlichen Schuhwerks, nicht aber Konfirma-
tion, Todesfall und dergl.) auszufertigen, da vom 1. April dieſes
Jahres ab durch die von da an zuſtändige Reichsſtelle für Schuh
verſorgung eine Nenregelung des Bezugsverfahrens für Schuh-
waren erfolgt, durch das Schuhwaren in weitem Umfange, ins
keſondere ſogenanntes Erſatz und Kriegsſchuhwerk, bezug-
ſcheinfrei werden ſollen.

Ob die ſchuhloſe Bevölkerung bei der angekündigten „Neu-
regelung nun endlich einmal zu neuen Schuhen kommen wird?

Gegen den „Gedenkblätter“Unfug, den wir ſchon verſchie
dentlich an den Pranger geſtellt haben, ſchreibt die Halliſche
Polizeiverwaltung: Schon ſeit längerer Zeit werden. beſonders
auch von Halle aus an Hinterbliebene gefallener
Krieger ſogenannte Gedenkblätter und Gedenk-
bücher unaufgefordert zugeſandt, die weiter
nichts enthalten, als die unter Glaspapier aufgezogene Todes
anzeige des im Felde gefallenen Angehörigen. Dieſes höchſt
pietätloſe Verfahren iſt i das Empfinden der
Hinterbliebenen zu verletzen. Hinzu kommt, daß der Preis
des Machwerks ſeinem wirklichen Werte keineswegs ent-
ſpricht. Es wird daher wiederholt darauf hingewieſen, daß
es jedermann freiſteht, die Annahme und Bezahlung derartiger
unbeſtellter Sendungen zu verweigern.

Zur Abgabe von Petroſeum teilt die ſtädtiſche Petroleum-
Kommiſſion mit: Petroleum wird in dieſen Tagen bei den
Händlern angefahren. Die Abgabe an die Bevölkerung darf
jedoch erſt nach Bekanntgabe der für dieſen Monat geltenden
Verteilungsvorſchriften erfolgen. Die Händler haben das genau
zu beachten und dürfen in keinem Falle Petroleum vorher
abgeben. Zuwiderhandlungen werden ſtreng keſtraft.

Der Verkauf und die Schanſtellung von Schultüten (Oſter-
tüten) ſowie ihre Verteilung in oder vor den Schulen wird

enr ge ſind k nern
wurden.

nichts von den Geheimniſſen des eich und
handels und den nen igkeitequellen
wird in ſeiner eit ld

Transportarbeiterverband, Zahlſtelle Halle. für Mittwoch
nachmittags Uhr nach dem Gewerfſchaftshauſe einberufen.

z Stadtbade ſind vom 1. April an alle Bäder von
früh 7, bis abends s Uhr geöffnet. Die römiſch-
iriſchen Bäder für Herren Sonntags vormittags von 7 bis
12 Uhr, Montags und Donnerstags vormittags von 7 bis
1 Uhr, Dienstags und Freitags nachmittags von 1 bis 8 Uhr,
Mitiwochs und Sonnabends vormittags von 7 bis 1 Uhr und
nachmittags von 4 bis 8 Uhr. Für Damen Montags und
Donnerstags nachmittags 1 bis 8 Uhr, Dienstags un Frei-
tags vormittags von 7 bis 1 Uhr, Mittwochs und Sonnabend
nachmittags von 1 bis 4 Uhr. Für beide Geſchlechter ſind
die Schwimm, Wannen und Brauſebäder an den J x 7
von früh 7 bis s Uhr abends, Sonntags von früh 7 bis 12 Uhr
mittags geöffnet.

Stadttheater. Heute, Dienstag, wird die heitere Oper
König für einen Tag wiederholt. Mittwoch findet eine Auf-
fihrung des Lufſiſpiels Meine Fran, die Hof chauſpielerin ſtatt.
Die Tragödie David von Sebrecht mit Leopold Sachſe in der
Titelpartie wird am Freitag wiederholt. Sonnabend Alt-
Heidelberg. Sonntag nachmittags 3 Ubr Volksvorſtellung Ein
Volksfeind, abends 715 Uhr zum erſten Male Gunlöd, Oper
von Cornelius in der Bearbeitung von Prof. v. Beußnern.

Infolge eines Schwächeanfalls fiel am alten Bahnhof in
der Nähe der Thielenſtraße eine Frau zu Voden. Da ſie ſich
nicht wieder erholte, wurde ſie mit einer Droſchke
der Kgl. Klinik zugeführt

Dölau. Die Gemeinderatswahlen der dritten
Abteilung finden Freitag, den 22. März, ſtatt. Es iſt
Friſtwahl, von nachmittags 11 Uhr. Als Kandidat
der Sozialdemokratie iſt wiederum der ausſcheidende Genoſſe
Albert Kähne aufgeſtellt. Zu bemängeln iſt, daß die Wahl
zu einer ſo ungünſtigen Zeit ſtattfindet, da doch die meiſten
Arbeiter in Halle arbeiten und gezwungen ſind, 4 Tag Arbeit
zu opfern. Ferner kommen noch 20—-25 Arbeiter in Frage, die
in Leung, Bitterfeld und Wittenberg arbeiten. Während alſo
ſonſt behördlicherſeits alle Hebel in Bewegung geſetzt werden,
daß keine Stunde Arbeitszeit verſäumt wird, läßt man hier bei
der Anſetzung der Wahlzeit ſolche Rücſſichten völlig außeracht.
Aber freilich, hier handelt es fich ja auch nur um drittklaſſige
Arbeiterwähler, denen man die Ausübung des en und für ſich
ſchon erbärmlichen Dreiklaſſenwahlrechts auch noch möglichſt
erſchweren muß. Arbeiterwähler!l Gebt die rich-
tige Antwort darauf und ſtimmt einmütig für
den Genoſſen Kähnel!

Bruckdorf. Die diesjährige Gemeinderatswahl
iſt am Montag, dem 25. März, abends 8 Uhr, im Gaſthof
Große. Aufgabe unſerer Varteigenoſſen muß es ſein, mit
aller Kraft für die Intereſſen der Arbeiterſchaft einzutreten und
dem ſozialdemokratiſchen Gemeinderatskandidaten ihre Stimme
zu geben. Gleichzeitig ſei noch darauf aufmerkſam gemacht.
taß am Donnerstag, dem 21. März, abends 8 Uhr, in Roſts
Gaſthaus eine Gemeinderatsſitzung ſtattfindet.

Osmünde. Die Gemeindevertreterwahl iſt am
Donnerstag, den 21. März, abends 8 Uhr im Lokal von Bernhard
Koltſch zu Osmünde. Es ſind dieswal zwei Vertreter
in der dritten Klaſſe zu wählen. Die neugewählten Vertreter
werden im Lokal bekanntgegeben.

Amtliche Wetteranſage.
Mitgeteilt von der Wetterdienſtſtelle Jlmenau.

Mittwoch, den 20. März: Wolkig, mild, nirgends erhebliche
Niederſchläge.
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Sprechſtunde der Redaktion von 12 dis 1 Udbr.

Mittwoch, 20. März, nachmittags 5 Ahr
im „Gewerkſchaftshauſe“, Harz 42/44:

Verſcmwlungd. ötraßenbahnperſonals

Tagesordnung:
Warum muß ſich das Straßenbahn-

perſonal einer gewerkſchaftlichen
Organiſation anſchließen

Das freihabende Fahrperſonal wird erſucht zahlreich zu

erſcheinen. Der Einberufer.Papler-Stoffhragen Schultornſſter

in dieſer Form
nud in allen kaufen Sie gut und billig bei
it iedan Lager Kohel, Steinweg 45,

Dauerwäsche- Reiistrasse I.
Vertrieb, Ammendorf: Bahnhofſtraße 3.

Preis 15 Pf.
Zu beziehen durch alle Aus

träger und die
Volksbuchhanälung

Harz 412/44.
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gn sSchmüexken Sie Ihren Hat mit meinen m
echten Straussfedern

Zurücknahme nach Stägiger Probe!

Gröeste A I in iPracht-RKutalog. e T l zintehehleeg“ en
federn-Kränze und Boa versende an jeder-
mann umsonst.

Ernst bange, an Düsseldorf, Aer
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z zSoeben erſchienen: 5 Brunhilde Vereins-
57 h Der reizende einzig feine Damenbutput-.Wahrer Jakob atte i AnzelgerNr. 6 h liefere anter Nachnahme S zur Veröffentlichung periodiſchin schwarz und weiss. wiederkehrender

Länge ca. s6cm, Breite ca. 13em, zu 3.25m r u a ewirtſchaftlichen Vereine im

III

breitungsbezirk.

jede Zeile.

[nanie Saale
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t à Arbenemarkt JHosenträger:
ahreneF. C. Siehert. EGegr. 1858. Fernr. 2368. n l

UDutere Leipzigerstr. 9,

RI. Berlin 2, r. S Purteischriften v
84 gegepüb. d. Kirchso. ai872

L X XIBelkntnn tenrig t g. Muſchin:öchloſſe
„Für den Abſchuß des für das Militärbrieftaubenweſen ſchädlichen Raubzeuges werden fol n r dringenden Heeresbedar

ellegende Belohnungen gewährt:
Für einen Wanderfalken 5 Mark,

Sperber
Habicht

Die Beurteilung der Zuſtändigkeit der Belo
richtenErſatz- Abteilung Nr. 4 in Altengrabow, der die Fänge unter
kranzes einzuſenden ſind.

Vorwiegend nützliche Arten von Raubvögeln, wie Turmfalken, Buſſarde, Weihen, die nach
dem Reichs Schutzgeſetz vom 30. 5. 1908 nicht getötet werden dürfen, ſind zu ſchonen.“

Magdeburg den 13. März 1918.
Der ſtellvertretende Kommandierende General des IV. Armecrkorps:

*2324 Sontag, Generalleutnant.

S

S la(ohnung und die Zahlung erfolgt durch die Nach Shem. abr

n ein 4105Lange Gellen
Maſchinenfabrik, Raffinerieſt. 43.

am Platze
tehenle klei suoht zum 1. Juli dfs. Js.Stehenlaſſen eines kleinen Feder- er Waher 25

V Arbeiter Wwelcher zugleich

m Hausmann WOfft. unt. V. H. 465 an die
Expedition des Volksblatt,

Kein Ladengerchact. Vereana airert an Privete m ArbeiterGünger- Chor.

Wie werde ichw bends Uhr. imbei einer aus Anlaß des Kriegeserlittenen Beſchädigung es Singeſtunde.

W verſorgt? D kraler 1. Kdchencho. Wange
i är j s Uhr im VolksparkEin Merkbuch für jeden Krieger Tudebis zum geldwebel anfwärthet Auseltunde.

Freitag. den 22. Puagz für

in I itu Turnverein „fichte
Volksbuchhandlung, e e e

Männer- Abteilung Dienstag und
Freitag, abends 8-10 Uhr.

Turnerinnen Abteilung: Mitt
woch, abends 8--10

j jtgr Mandolinen Abteilung: JedenAg0 AlrI. al re U el Sonnabend abend beim Turn
(G. V. u. A. V.) für Kriegs gen. Kraft: Uebungsſtunden.

pe e ein TouriſtenVer. „Naturfreunde.
en-Ziegelei-en Sennewitz Ganntag de e

8 Uhr vom WettinerplatzNöpel Transporte Zu Bern Gotha Inſelberg
ſowie Vpeditionsfuhren führt Tiſenach.
ſachgemäß aus 4001

Albert Ackermann,
CThomaſtusſtraße 16. Tel. 6643. FVVVVV

Halle g. S., Harz 42/44.

ſehunt
The«
Abſich
wendi
der H
währe

wur
weſe
geſcho
tun, d

Wa
tiſche
dem 2

die R

auf reScheit

Grr
bands
rat F
die ar
fielen,

Nng
rechts
Stimr

Ein

iſt ſoe
Aufla
Rechte

jede V
Verpfl
ſtand
iſt, zu
Behör
teilt n
bei R
Gemei
Rechte
Vereir
ſchuldr
Ehega
oder v
nehmi
übertr
ſtücks
oder d
ſtück a


	Volksblatt <Halle, Saale>
	Jahr
	Monat
	Tag
	Nr. 66.
	[Seite 1]
	[Seite 2]
	[Seite 3]
	[Seite 4]
	Beilage zum Volksblatt.
	[Seite 5]
	[Seite 6]







